
„Government  Shutdown“  wegen
„Obamacare“

Das neue Haushaltsjahr begann für die USA mit einigen Schwierigkeiten.
Da am Stichtag 1. Oktober die Haushaltsmittel noch nicht vom Kongress
bewilligt waren, mussten am nächsten Tag rund 800.000 Staatsbedienstete in
unbefristeten, unbezahlten Urlaub geschickt werden. Touristische Ziele wie
Nationalparks und die Freiheitsstatue blieben geschlossen, die Zollstellen
arbeiteten  mit  halber  Besetzung,  Gerichtsverhandlungen  und  andere
Verfahren  der  US-Bürokratie  mussten  verschoben  werden  unangetastet
blieben jedoch beispielsweise Polizei, Geheimdienste und Teile des Militärs.
Problematisch wurde es außerdem für diverse Rüstungskonzerne wie BAE
Systems und United Technologies, welche das US-Militär direkt beliefern,
aber auch für andere Unternehmen (z.B. Boeing, Airbus), die aus den USA
exportieren. Bei allen gingen tausende Angestellte ohne Gehalt nach Hause
und auf Grund fehlender Dokumente und einem verzögerten Zollverfahren
wurden  hohe  Profiteinbußen  verzeichnet,  was  sich  auch  an  der  Börse
bemerkbar  machte.  Die  Schätzung  der  Schäden  des  insgesamt  16  Tage
andauernden Shutdowns liegen bei 24 Milliarden Dollar. Die Gehälter der
Beamt*innen  sollen  nun  rückwirkend  bezahlt  werden.  Doch  wie  kam es
überhaupt dazu zu einem derartigen Debakel?

Senat,  Repräsentantenhaus  und  Präsident  müssen  sich  über  eine  neue
rechtliche Grundlage für die Bewilligung von Haushaltsmitteln einigen, wenn
die bisherige ausläuft. Der Vorschlag der Demokraten sah eine Anhebung der
Schuldengrenze,  sowie  die  Krankenversicherungsreform  von  Präsident
Obama vor.  Die  republikanische Mehrheit  im Repräsentantenhaus jedoch
lehnt „Obamacare“ ab. Die Opposition gibt die damit verbundenen erhöhten
Gesundheitsausgaben  und  Steuererhöhungen  als  Grund  an  undwollen
verhindern,  dass  sich  der  Staat  vermehrt  in  das  unübersichtliche
Versicherungssystem einmischt. Das wäre ja schon fast Kommunismus. Seit
Monaten  läuft  die  Kampagne  gegen  die  Reform,  welche  den
Versicherungsmarkt transparenter gestalten soll. Um diese also zumindest zu
verzögern verabschiedeten sie einen Gegenvorschlag und blockierten so die
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Haushaltsbewilligung. Der Regierungsapparat musste herunterfahren. Hinzu
kommt noch, dass ohne eine neue Schuldenobergrenze am 17. Oktober das
Maximum der Staatsverschuldung von 16,7 Billionen $ erreicht worden wäre.
Ohne die Möglichkeit, neue Kredite aufzunehmen, wäre ein Staatsbankrott
unumgänglich gewesen, welcher ein Chaos in Finanzsystem und Wirtschaft
ausgelöst und die Situation der Bevölkerung noch verschlimmert hätte.

Nach mehr als zwei Wochen einigten sich Demokraten und Republikaner
endlich auf einen Übergangshaushalt. Die Schuldenobergrenze wird soweit
angehoben,  dass  die  USA  mindestens  bis  zum  7.  Februar  2014  liquide
bleiben.  Alle  lahmgelegten  Verwaltungen  und  Einrichtungen  haben
mittlerweile ihre Arbeit wieder aufgenommen. Die Republikaner haben eine
Verschiebung von „Obamacare“ auf nächstes Jahr und die Abschaffung einer
Steuer auf medizinische Geräte erreicht. Als Sieg kann man das jedoch nicht
bezeichnen,  ein  großer  Teil  der  Menschen  ist  mit  dem  Vorgehen  der
Republikaner unzufrieden und gibt ihnen die Schuld an den Auswirkungen
der Blockade,  wie den nicht  erhaltenen Gehältern,  der Gefährdung ihrer
Arbeitsplätze sowie der gesamten Wirtschaft. Besonders die Tea Party ist
laut Umfragen in ihrem Ansehen gefallen, immer weniger Amerikaner*innen
haben Illusionen in die Politik der Konservativen. Doch der Shutdown ist
auch ein Armutszeugnis für die gesamte amerikanische Regierung und den
bürgerlichen Staat an sich. Es wurde wieder einmal deutlich gemacht, dass
er unfähig ist, die Interessen der lohnabhängigen Bevölkerung zu vertreten,
nur ein Werkzeug der Kapitalistenklasse darstellt und abgeschafft gehört.

 Ein Artikel von Felix Ernst, REVOLUTION

Große  Koalition:  Koalition  fürs
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Kapital
Vor rund 8 Wochen gab es nun Bundestagswahlen in Deutschland.
Dabei erreichte die bürgerliche CDU ein historisches Ergebnis von
41,5% und gewann somit 7,7% im Vergleich zu 2009 hinzu. Dass die
liberale FDP mit 4,8% aus dem Parlament geflogen ist, ist für uns
Jugendliche zwar ein Trost, wenn auch nur ein kleiner. Denn trotz
FDP  Wahlniederlage  konnte  sich  Merkel  als  Symbol  für
wirtschaftliche Stabilität und den insgesamt noch recht guten Stand
der  deutschen  Wirtschaft  etablieren  und  ihr  Amt  als  Kanzlerin
behalten. Hinzu kommt, dass die konservativ rechts-populistische AfD
um  Haaresbreite  in  den  Bundestageingezogen  wäre,  und  das  6
Monate  nach  ihrer  Parteigründung.  Somit  ist  die  Schwarz/Gelbe
Regierung zwar abgewählt, Grund zum Jubeln besteht aber trotzdem
nicht.

Die  Taktik  der  SPD sich  im Wahlkampf  durch  Forderungen nach  einem
Mindestlohn und der Erhöhung der Steuern für Reiche, als links dazustellen
um somit mehr Stimmen der Jugend und Arbeiterklasse auf sich zuziehen
ging nur minimal auf, sie bekam am Ende nur 25,7 % was ein minimales Plus
von 2,7% der Stimmen bedeutet. Die LINKE hingegen, welche im Wahlkampf
die  weitest  gehenden  Forderungen  im  Interesse  der  Jugend  und
Arbeiterklasse  gestellt  hat(Mindestlohn,  Abschaffung  der  Rente67/Hatz4,
Ende des Afghanistan Einsatzes, etc. . .) und im Gegensatz zur SPD dies auch
schon immer tat kam auf nur 8,6% der Stimmen was ein Verlust von 3,3% im
Vergleich zur Wahl vor 4 Jahren bedeutet. Doch was sind die Gründe hinter
diesem  Wahlergebnis  der  Partei,  die  sich  trotz  ihrer  reformistischen
Ausrichtung,  am  kritischsten  dem  Kapitalismus  gegenüber  gab?

Einerseits waren wohl viele früheren LINKE Wähler*innen enttäuscht von
deren Politik auf Landes und Kommunalebene, auf denen sich die Partei
genauso in das bürgerliche Krisenmanagement einordnet wie alle anderen
auch,  andererseits  zeigte  sich  die  LINKE  in  den  letzten  Jahren  vielen
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Aktivistin*innen auf der Straße alles andere als kämpferisch, zwar wurden
alle Groß-Mobilisierungen formell  unterstützt,  selbst  mobilisierte sie aber
meistens nie dem Ausmaß ihrer Möglichkeiten entsprechend, genauso wie sie
oft  versäumte  sich  aktiv  in  soziale  Bewegungen,  Kämpfe  und  Streiks
einzubringen und diese voranzutreiben. Dasselbe gilt für die Beteiligung in
Gewerkschaften, dort hätte sie ihre Strukturen und ihren Einfluss ausnützen
müssen um eine kämpferische Plattform aufzubauen die in Opposition zur
gängigen  Sozialpartnerschaftlichkeit,  dem  Krisenmanagement  und  dem
häufigen  Verrat  der  SPD  dominierten  DGB  Gewerkschaften  steht.

Insgesamt  kann  gesagt  werden,  dass  die  relative  soziale  Ruhe  und  die
wirtschaftliche Stabilität Deutschlands genau in die Hände der CDU spielte,
und  die  beiden  bürgerlichen  Arbeiterparteien  SPD  und  LINKE  Stimmen
kostete. Da sich die CDU mit der Absage für eine Zweitstimmenkampagne für
die FDP, schon im Vorhinein indirekt für eine große Koalition ausgesprochen
hat, und die SPD kategorisch jede Zusammenarbeit mit der LINKEN ablehnt,
stehen wohl alle Zeichen auf Schwarz/Rot.

In den laufenden Koalitionsverhandlungen wurde auch schnell klar wie es
wirklich um die Forderungen der SPD und die zukünftige Regierung bestellt
ist.  Um  der  CDU  entgegenzukommen  wurden  relativ  schnell  viele
Forderungen fallengelassen, so z.B. die Erhöhung der Reichensteuer. Der
lächerliche  Mindestlohn  von  8,50€  (ungefähr.  1000€  Netto  bei  einer  40
Stundenwoche) steht zwar noch zur Debatte, aber auch nur weil sonst die
verbliebene Parteibasis, die ohnehin schon mehrheitlich gegen eine große
Koalition ist, nur noch weiter in Aufruhr gebracht werden würde. Dabei ist
davon auszugehen, dass der Mindestlohn falls er wirklich von Schwarz/Rot
durchgesetzt  wird,  an Versprechen an das Kapital  knüpfen wird,  so sind
schon Infrastruktur Investitionen von 12 Milliarden € beschlossen. Zudem
sind im Fall eines neuen wirtschaftlichen Abschwungs Kürzungen und soziale
Angriffe der kommenden Regierung wohl außer Frage um den bürgerlichen
Staat sowie das deutsche Industrie- und Finanzkapital zu retten.

Das die Sozialdemokraten hierzu bereit sind zeigten sie spätestens ab 2001
unter Schröder mit Einführung der Agenda 2010, welche heutzutage immer
noch von Mitgliedern des Parteivorstandes als wichtigster Schritt  für die



Zukunft „Deutschlands“ in den letzten 10 Jahren dargestellt wird. Zudem hat
die SPD in der letzten großen Koalition alle Kürzungsentscheidungen, sowie
Bankenhilfen  in  Deutschland  und  Europa  in  der  Krise  2008/2009
mitgetragen.

Für uns Jugendliche hat die neue Regierung also nicht viel übrig. Bei den
nächsten Anzeichen des ökonomischen Abschwungs – und die momentane
Lage sieht sehr nach einer Wiederkehr einer globalen Kriese aus – werden
wieder Bildungs- und Sozialausgaben gestrichen und den Kapitalisten unser
Geld hinterher geschmissen. Deswegen muss es vor dem Hintergrund der
Krise für uns Jugendliche vor allem darum gehen Widerstand gegen Staat
und Kapital aufzubauen und uns selber zu organisieren. Die Beispiele aus
Spanien und Griechenland zeigen aber, dass trotz massenhaftem Widerstand
und  mehreren  eintägigen  Generalstreiks  die  Lage  nicht  zwangsläufig
verbessert werden kann bzw. Staat und Kapital ihre Angriffe und Kürzungen
zurück nehmen.

Deshalb ist es umso wichtiger für uns ein einheitliches Aktionsprogramm
gegen die Krise aufstellen und gemeinsam zu beschließen. Dieses Programm
muss  aufzeigen  wie  wir  gemeinsam  aktiv  gegen  die  Krise  und  deren
Verursacher vorgehen und diese in unserem Interesse lösen. Darin dürfen
wir uns nicht in unsren Aktionsformen beschränken – nur der unbegrenzte
politische  Generalstreik  wird  so  viel  Druck  aufbauen  können  um  die
Herrschenden  wirklich  zu  bewegen  und  anzugreifen.

Zusätzlich  wird  es  unabdingbar  sein,  dass  wir  uns  mit  kämpfenden
Jugendlichen in anderen Ländern verbinden und gemeinsam organisieren.
Die  Handlungen  der  Troika  zeigen,  dass  die  einzelnen  nationalen
Kapitalfraktionen längst international organisiert sind und dort wo es ein
gemeinsames Interesse gibt, wie 8 bei der Abwälzung der Schuldenlasten auf
die Arbeiterklasse und Jugend koordiniert vorgehen. Dem müssen wir eine
ebenso  Internationale  Bewegung und  Organisation  der  Jugendlichen  und
Arbeiter*Innnen entgegensetzen. Die „europäischen“ Streikaktionen am 14.
November 2012 waren ein erster Schritt in diese Richtung und zeigen im
Kleinstmaßstab, dass dies möglich ist. Ein erster Schritt wäre eine militante
Massendemonstration gegen die  EZB Eröffnung im Frühjahr  2014.  Denn



schlussendlich liegt es an uns den europäischen Widerstand zu organisieren
und für unsere Interessen gegen Schwarz/Rot und das Krisenmanagement
des Kapitalismus zu kämpfen.

Your Crisis – Our Solution – Revolution!

Ein Artikel von David Pfeifer

Lampedusa ist Mord!

Vor wenigen Wochen kenterte ein Boot mit über 500 Flüchtlingen aus
Afrika, nur 155 konnten gerettet werden, dies war allerdings kein
Unglück, sondern die logische Folge der EU-Außen- und Asylpolitik.

Im Mittelmeer ist das seit Jahrzehnten der
Normalfall. Seit Anfang Oktober gab es 4 (bekannte) weitere Kenterungen
mit mindestens 50 Toten. Nach Schätzungen der Hilfsorganisation Fortress
Europe kamen allein im Jahr 2011 mehr als 2300 Menschen bei ihrer Flucht
in den Gewässern rund um Lampedusa ums Leben. Seit 1994 ertranken mehr
als 6800 Flüchtlinge auf dem Weg zur Mittelmeerinsel.

Die Toten werden nicht nur billigend in Kauf genommen, es wird sogar aktive
Beihilfe zum Ertrinken geleistet. In Italien und Malta gibt es Gesetze, die es
z.B. Fischern verbieten Flüchtlingen zu helfen, es droht eine mehrjährige
Haftstrafe.  Augenzeugenberichte  aus  Lampedusa  prangern  vor  allem die
Küstenwache an, welche Fischer, die Menschen retteten, behinderten. Für
eine Rettungsaktion in 500m Entfernung zur Küste, brauchte es schließlich
45 Minuten bis  man sie  aufs  Wasser  ließ und sie  bei  der  Unglückstelle
eintrafen. Von der EU-Grenzschutzagentur Frontex ganz zu schweigen. Diese
sind  zwar  auf  offenem  Meer  immer  in  Aktion,  wenn  es  darum  geht,
Flüchtlingsboote aufzubringen (stoppen und entern) und ihnen Wasser und
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Hilfe  zu  verweigern,  vor  Lampedusa  waren  sie  und  ihre  Hightech-
Ausrüstungen nicht einmal vor Ort. Nach eigenen (! ) Angaben gibt es jedes
Jahr 5 bis 10 Fälle, bei denen Boote in internationalen Gewässern illegal
zurückgeschickt werden. Die Dunkelziffer ist nur zu erahnen.

 In Deutschland hat Innenminister Friedrich das Problem freilich sofort
erkannt: „Fest steht, dass wir noch stärker die Netzwerke organisierter und
ausbeuterischer  Schleusungskriminalität  bekämpfen  müssen“,  sagte  der
CSU-Politiker der „Welt am Sonntag“. Dass Tausende Menschen vor Armut,
Bürgerkrieg und politischer, ethnischer oder sexueller Verfolgung fliehen,
interessiert also nicht. Dass die BRD nur 1,5 % aller Asylanträge zustimmt,
fällt genauso unter den Tisch. Sind die Flüchtlinge aber bis nach Deutschland
gekommen, erwartet sie so einiges. Seien es rassistische Angriffe, wie in
München  oder  Berlin  Marzahn-Hellersdorf,  Verweigerung  von
Notunterkünften,  wie  in  Hamburg  und  rassistische  Gesetze  jeglicher
Couleur,  sei  es die Residenzpflicht,  die es Asylbewerbern verbietet  ihren
Landkreis  zu  verlassen,  Polizeirepression  durch  ständige  Kontrollen  von
Menschen  anderer  Hautfarbe  rund  um  Asylheime  und  Quartiere.  Viele
Menschen- und Bürgerrechte gelten für Geduldete und AsylbewerberInnen
erst  gar  nicht,  z.B.  das  Recht  auf  Arbeit  oder  das  passive,  wie  aktive
Wahlrecht.

Die Grundlage für die EU-Grenzpolitik ist das Schengener Abkommen, dass
1995  in  Kraft  trat,  damit  wurden  die  inneren  Grenzen  aufgehoben,
gleichzeitig regelt es die Asyl- und Einwanderungspolitik der beigetretenen
Länder.  Der  Auftrag  von  Frontex  lautet,  die  Mitgliedsstaaten  darin  zu
unterstützen,  die  Schengen-Außengrenzen  vor  „illegalen  Aktivitäten“  wie
Schlepperei,  Drogenhandel  oder  illegaler  Migration  zu  schützen.  Dafür
stellen  Kommission,  EU-Parlament  und  die  Mitgliedstaaten  der  Agentur
mehrere  Millionen  Euro  jährlich  zur  Verfügung,  aktuell  sind  es  ca.  88
Millionen  Euro.  Seither  wird  der  Kampf  gegen  Flüchtlinge  mit  immer
perverseren  Mitteln  geführt,  Herzschlagdetektoren,  LKW-  und  Schiffs-
Röntgengeräte und Atemluftscanner sind in Ländern wie Frankreich, Italien
oder Spanien Teil der Standardausrüstung.

Neben dem Schengener Abkommen sorgt vor allem die Dublin II-Verordnung



für soziale Ungerechtigkeit. So ist dadurch geregelt, dass sich alle Länder
zwar an der  Migrationsbekämpfung beteiligen,  die  Möglichkeit  für  einen
Asylantrag ist aber nur im Einreiseland möglich. Die meisten Abschiebungen
in Deutschland gehen daher nicht zurück in das jeweilige Ursprungsland des
Flüchtlings,  sondern jede 5.  Abschiebung geht nach Italien.  Dort,  und in
anderen Grenzländern der EU landen sie dann in völlig menschenunwürdigen
Unterkünften, bzw. Zeltstädten, die viel zu klein sind, meist gibt es nicht
einmal  sauberes  Wasser.  Es  ist  kein  Einzelfall,  dass  Lager,  die  für  200
Menschen ausgelegt sind von 1000 oder mehr bewohnt werden. Die Lage hat
sich in den letzten Jahren so dramatisch verschlechtert, dass selbst deutsche
Richter die Abschiebung nach Italien,  im speziellen Süditalien,  vereinzelt
verhindert haben. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sagte, nach
Auswertung  aller  vorliegender  Erkenntnisse  ergebe  sich  das  Bild,  „dass
Italien  trotz  vorhandener  Mängel  und  einzelner  Missstände  über  ein
funktionierendes  Asylverfahren  gemäß  den  Standards  der  Europäischen
Union  verfügt“.  Es  gebe  daher  keinen  Grund,  die  bisherige
Rückführungspraxis  zu  ändern.

 ALL REFUGEES ARE WELCOME!

Bei allem Respekt für die RichterInnen, die sich vereinzelt über geltendes
Recht hinweggesetzt haben, verbessert sich so die Situation leider für nicht
einmal ein Dutzend Flüchtlinge und für die auch nur marginal.  Deutsche
Asylbewerberheime sind meist abgelegen von Innenstadt und Nahverkehr
oder auch in Schulen, die z.B. aufgrund wegen Asbestverseuchung schließen
mussten,  aber  für  Flüchtlinge,  so  ist  sich  unser  Innenminister  Friedrich
sicher, reicht das vollkommen aus.

Also ist es mal wieder an uns, an den RevolutionärInnen, den Jugendlichen
und allen Menschen, die sich mit Flüchtlingen und Verfolgten solidarisieren,
auf die Straße zu gehen, mit ihnen für unsere Rechte zu kämpfen und den
staatlichen Rassismus zu bekämpfen, wo es nur geht.



Kampf dem Rassismus!

Volle StaatsbürgerInnenrechte für alle, die in Deutschland leben!

Weg mit  den Beschränkungen durch Schengen und Dublin II,  für  offene
Grenzen!

Volles Asylrecht für alle Flüchtlinge! Für das Recht der Verwendung der
Muttersprache v.a. bei Ämtern, Behörden und Verträgen!Für mehrsprachige
Kitas  und  Schulen  durch  die  Einstellung  migrantischer  LehrerInnen und
ErzieherInnen!

Kostenloser Deutschunterricht für alle MigrantInnen! Für den Kampf gegen
Diskriminierung, ob bei der Wohnungssuche, in Gewerkschaften und für die
Kontrolle  des  Asylrechts  durch  MigrantInnenausschüsse  und
ArbeiterInnenorganisationen!

Hans Peter Friedrich und Co. nach Süditalien abschieben (entspricht ja EU-
Standards)!

Ein Artikel von Carl Marks, REVO Freiburg

Solidarität  mit  Bäuml,  Freiheit
für alle politischen Gefangenen!
Unser Freund und Genosse Bäuml wurde Mitte Oktober von der Polizei
inhaftiert. Der „Grund“ dafür war, dass er einige Zeit zuvor von einer
Hundertschaft  der  Polizei  mit  einem  „All  Cops  are  Bastards“  T-Shirt
aufgegriffen wurde. Seit einiger Zeit versucht der Staat nun die öffentliche
Meinungsfreiheit einzuschränken und Präzedenzfälle zu schaffen, um linke
und antifaschistische Aktivist*innen zu kriminalisieren.
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In Bäuml einem Arbeitslosen und Obdachlosen Genossen dachten sie ein
brauchbares Opfer gefunden zu haben. Für seine „Straftat“ sollte er zum
Schluss 650 Euro bezahlen. Die Briefe erhielt er natürlich nie, da ihm ein
Postfach fehlt. Anwaltliche Hilfe konnte er sich auch nachdem er von der
Polizei  bei  einer  willkürlichen  Polizeikontrolle  aufgegriffen  wurde  nicht
leisten.

Durch  die  Tatkräftige  Hilfe  von  GenossInnen  –  ebenfalls  junge
Arbeiter*innen,  Arbeitslose  und  Schüler*innen  –  unserer  Organisation,
konnten wir in den letzten zwei Wochen die restlichen rund 450 Euro privat
zusammenlegen.

Morgen  wollen  wir  unseren  Genossen  Bäuml  gemeinsam  aus  der
Vollzugsanstalt Plötzensee am Friedrich-Olbricht-Damm 36 in Berlin um 8
Uhr  abholen,  nachdem  wir  die  ausstehende  Strafe  bezahlt  haben.  Auf
Aktivist*innen  und  Freunde,  die  sich  mit  Bäuml  solidarisieren  möchten,
freuen wir  uns sehr.  Außerdem werden wir  in  zwei  Wochen eine kleine
Solidaritätsparty im „Unabhängigen Jugendzentrum Pankow“ veranstalten.
Über Spenden, um die entstandenen Kosten zu decken, würden Bäuml und
wir uns natürlich sehr freuen.

Dieser Angriff ist ein Angriff auf uns alle. Er zeigt auch, wie viel dieser Staat
auf die Meinungsfreiheit von linken und revolutionären Aktivist*innen gibt –
nämlich nichts, wenn er die Möglichkeit hat sie zu unterdrücken. Deshalb ist
unsere  Solidarität  mit  allen  politischen  und  aus  Armut  (wie  die  vielen
Schwarzfahrer, die in Berlin inhaftiert sind) Gefangenen so wichtig!

Freiheit für alle politischen und aus Armut Gefangenen!
Schluss  mit  der  Polizeiwillkür:  Für  das  Verbot  von  willkürlichen
Polizeikontrollen, „Platzverweisen“ und Identitätskontrollen!
Weg  mit  reaktionären  Gesetzen  wie  §129  a  und  b,  Weg  mit
reaktionären Versammlungsgesetzen und der Kriminalisierung linker
Meinungen und der Kritik an staatlichen Institutionen („All Cops are
Bastards“)



Reflektion,  Neuordnung,
Widerstand  –  Die  Türkei  nach
dem heißen Sommer
Nach den Ereignissen, die eine unglaubliche Massenbewegung auf die
Straße  brachten  und  eine  Welle  weltweiter  Solidarität  ausgelöst
haben, stellt sich die Frage, wie die Situation der Protestbewegung
jetzt  aussieht.  Millionen  von  Menschen protestierten  von  Mai  bis
August auf den Straßen, um gegen die Bebauung des Gezi-Parks und
letztendlich gegen die rigorose Politik der  ultrakonservativen AKP
und forderten den Rücktritt des Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan.
Doch  d ie  Med ien  in teress ie ren  s i ch  wen ig  für  d ie
Einschüchterungskampagne,  die  Erdogan  jetzt  gegen  seine
politischen  Gegner  fährt.

Aktivisten werden mit Prozessen bombardiert und für die Organisierung der
Proteste, oder auch der bloßen Teilnahme, abgestraft. Die Anklage erfolgt
wegen  unerlaubter  Teilnahme  an  Demonstrationen  und  unter  dem Anti-
Terrorparagraphen 3713, Verdacht auf Gründung terroristischer Vereinigung
zum  Sturz  der  Regierung,  und  kann  lebenslange  Haftstrafen  nach  sich
ziehen.  Journalisten,  die  regierungskritische  Arbeit  leisten,  erhalten
Todesdrohungen der Erdogan-Anhänger und werden aus dem Beruf gedrängt
– trauriger Höhepunkt ist die weltweit größte Anzahl inhaftierter Journalisten
in  der  Türkei.  Wohnungen  von  StudentInnen  werden  gestürmt  und
durchsucht, Fußballfanclubs, die sich an den Protesten beteiligt hatten, mit
Repression  und  Schikane  überzogen.  Festnahmen  von  AnwältInnen,
BürgermeisterInnen, StraßenverkäuferInnen, politisch Organisierte, kurzum
jeder,  der  es  wagte,  sich der Regierung in den Weg zu stellen,  soll  die
Repression  erfahren.  Auch  MitarbeiterInnen  des  Staates,  wie  etwa
LehrerInnen, die zu den Protesten aufriefen oder ArchitektInnen, die an der
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Stadtplanung beteiligt waren und sich den Plänen der AKP widersetzten,
bekamen  die  Macht  der  Partei  zu  spüren:  Der  Architekten-  und
Ingenieurskammer entzog man das Recht auf zukünftige Mitsprache beim
Stadtbau und unliebsame Beamte wurden strafversetzt.

Trotz  des  rücksichtsloser  Gewalt  der  Polizei  ist  die
Bereitschaft  zum  Widerstand  ungebrochen  –  Die

gemeinsamen Kämpfe schweißten die Bewegung nur noch
mehr zusammen

I m  k r a s s e n
W i d e r s p r u c h
dazu  steht  die
Aufarbeitung der
G e w a l t t a t e n
s e i t e n s  d e r
Staatsorgane ,
wie  der  Polizei
o d e r  d e n
Sondereinsatztru
ppen.  Trotz  6
T o t e r
DemonstrantInn
e n ,  8 0 0 0
Verletzter,  der
V e r s e n k u n g
g a n z e r
Straßenviertel in
W o l k e n  v o n
Tränengas,  dem
E i n s a t z  v o n
Chemikalien  in
Wasserwerfern
u n d  d e m
d i r e k t e n ,
ö f f e n t l i c h e n
E i n s a t z
hemmungsloser
Gewalt  auf  den
Straßen,  kommt



e s  n i c h t  z u
Prozessen  oder
Aufklärung  der
Verstöße,  der
Misshandlungen
und  Folter  im
Gewahrsam.  Die
Methoden  der
Polizei  werden
g e d e c k t ,  u m
w e i t e r h i n
w i l l f ä h r i g e
Marionetten  zu
haben,  sollten
d i e  P r o t e s t e
w i e d e r  a n
I n t e n s i t ä t
zunehmen.

Die Größenordnung der Bewegung hat mit aller Deutlichkeit gezeigt, wie viel
vorher bedeckter Unmut gegen die Regierungspartei AKP besteht und, dass
man nicht  mehr  bereit  ist  ihre  gewerkschaftsfeindliche,  rassistische  und
autoritäre Politik zu tragen. Die Partei hat es bewusst auf eine Spaltung der
Bevölkerung abgesehen, treibt die Aufhebung der Säkularisierung voran und
führt einen gezielten Kampf gegen Gewerkschaftsrechte und Tarifverträge.

Doch neben der Trennung des Landes in Anhänger Erdogans und dessen
Gegner, bewirkte dieser Kurs auch einiges Positives. Den linken Kräften im
Land war es nach langer Zeit möglich, sich wieder ihrer Stärke bewusst zu
werden und Erfahrungen in der Organisierung einer Massenbewegung zu
sammeln. Die direkte Zusammenarbeit zwischen Kurden und Türken schloss
eine Lücke, welche für zukünftige Kämpfe entscheidend sein kann. Viele der
beteiligten Personen und Gruppen besitzen nun eine stärkere Vernetzung als
jemals zuvor. Gerade  auch Jugendliche, welche einen Anteil von 43% der
Bevölkerung ausmachen, zogen wertvolles Wissen aus der Organisierung und



erfuhren direkt, wie unumgänglich militante Verteidigung einer Bewegung
und des Stadtviertels ist und welche Strukturen dazu benötigt werden. Einen
auffällig großen Anteil an den Protesten hatten Frauen, die  besonders von
den Angriffen der AKP betroffen sind. Sie sollen in die Rolle als Mutter der
Familie  gedrängt  werden  und  man  will  ihnen  gezielt  die  politische
Mitsprache  verweigern.  Da  diese  Rückkehr  zu  antiquierten
Gesellschaftsbildern für den Großteil der Frauen nicht hinnehmbar ist, waren
sie in allen Teilen des Landes in den vordersten Reihen der Demonstrationen
und Blockaden aktiv.

 

Die Proteste legten jedoch auch einige Schwächen der Bewegung zu Tage.
Viel zu wenig setzte man seine Kräfte auf die Organisierung des Streiks als
politisches Druckmittel  gegen die türkische Regierung und die EU. Zwar
beteiligten sich teilweise über 200.000 TeilnehmerInnen an den wenigen
durchgeführten,  die  Ausrufung  des  unbefristeten  Generalstreiks  wurde
jedoch gescheut.  Bei  einer  gewerkschaftlichen Organisierung von gerade
einmal 10% zeigt sich aber, dass der Streik als Kampfmittel einen deutlichen
Rückhalt in der Bevölkerung erfährt und gerade dessen Einsatz gezielt voran
getrieben werden sollte, um die Proteste von einer reinen Straßenbewegung
hin  zu  einer  Bewegung  in  den  Betrieben  und  Fabriken  des  Landes
auszuweiten. Nur so kann der Protest in die Offensive gehe, gezielt größere
Teile  der  Arbeiterschaft  einbinden und den Staat  an seiner  Achillesferse
treffen; sprich: Ihn, mittels Organisierung der eigenen Versorgung und dem
Aufbau von Räten in den Betrieben, wirtschaftlich lahmzulegen.

Anfang September nahmen die Ereignisse in der Türkei wieder an Fahrt auf.
Trotz  der  massiven Einschüchterung beteiligten sich  erneut  Tausende in
verschiedenen Großstädten des Landes. Der Protest entzündete sich an den
Plänen  der  Regierung,  in  Ankara  eine  Straße  durch  den  Wald  des
Un ivers i t ä t sge ländes  zu  bauen  und  dami t  ve rbundenen
Abholzungsmaßnahmen. Einen weiteren Grund stellte der Tod eines jungen
Aktivisten in Antalya dar, der an den Folgen eines Kopfschusses mit einer
Tränengasgranate starb. Die Beteiligung entspricht jedoch bei weitem nicht
den Zahlen von Juni oder Juli. Trotz des unveränderten Vorgehens der AKP



hat  die  Beteiligung  der  Bevölkerung  an  den  Protesten  nur  noch  einen
Bruchteil ihrer anfänglichen Größe. Anfang 2014 stehen jedoch Wahlen an,
welche  die  ungelösten  Probleme  und  Konflikte  in  der  Türkei  mit  hoher
Wahrscheinlichkeit  wieder  aufwerfen  werden.  Die  Frage  ist:  wird  die
Regierung  erneut  einen  derartigen  Konfrontationskurs  fahren?

Die Reaktion der AKP auf den Widerstand der Bevölkerung macht deutlich,
dass von der Partei kein Einlenken zu erwarten ist. Die Presse wird als Mittel
verwendet, Propaganda zu verbreiten und die Bevölkerung im Interesse der
herrschenden Klasse gegen bestimmte Gruppen aufzuhetzen – als Reaktion
auf  die  Gezi-Proteste  ließ  die  AKP  eine  Propaganda-Armee  von  6000
Mitgliedern aufstellen, welche speziell Einfluss auf die neuen Medien wie
Facebook, Twitter, Youtube oder Instagram nehmen soll.

Es muss sich von der Vorstellung verabschiedet werden, durch Reformen
oder Forderungen eine Änderung bewirken zu können, sei es in der Türkei
wie auch in jedem anderen Land. Die jahrelange Toleranz der repressiven
Politik Erdogans, das Anpreisen seiner Fortschrittlichkeit und das Ziel, diese
Politik auch auf andere Länder der Region zu übertragen, zeigen, dass die
führenden Nationen des Westens kein Interesse an einer demokratischen
Entwicklung haben, sondern glasklar ihre Interessen vertreten sehen wollen
–  die  Interessen  des  Kapitals.  Selbst  die  heuchlerische  Verurteilung  des
Vorgehens  der  türkischen  Repressionsorgane  sollte  nur  darüber  hinweg
täuschen,  dass  man sich  einzig  und allein  Sorgen um die  Stabilität  des
Landes  als  verlässlichen  Partner  machte.  Wenn  die  Opposition  gegen
Erdogan wieder zunimmt und sie Erfolg haben will, wird man nicht um die
Frage  der  taktischen  Ausrichtung  herum  kommen.  Wer  die  Regierung
herausfordert,  muss ein konkretes Alternativprogramm aufstellen können,
statt sich in andauernden Demonstrationen und Protesten zu verlieren. Ohne
die Ausarbeitung und Anwendung eines Programms, wird man nie über den
Status einer bürgerlichen Protestbewegung
hinwegkommen und kann aller besten Falls die Abdankung eines Ministers
erreichen, nicht aber an der Macht der Partei und ihrer Günstlinge rütteln.

Die Überwindung der Verhältnisse in der Türkei ist zwangsläufig mit der
Überwindung  des  Kapitalismus  verbunden.  Mit  einem  reformistischen



Programm ist nichts zu erreichen, es wird die Bewegung in den Mühlen des
bürgerlichen  Parlamentarismus  untergehen  lassen  –  Die  Interessen  der
Arbeiterschaft  sind unvereinbar  mit  den Interessen eines  kapitalistischen
Systems.

Ein Artikel von Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Aufbruch  und  Zerfall  –  75.
Jahrestag  der  Gründung  der
Vierten Internationale
Vor einigen Tagen jährte sich die Gründung der vierten Internationale zum
75.  mal.  WIr  veröffentlichen  hier  einen  Artikel  aus  der  „Neuen
Internationale“  der  Zeitung  der  „Liga  für  die  5.  Internationale“,  einer
internationalen  kommunistischen  Arbeiterorganisation,  mit  der  wir  in
politischer  Solidarität  stehen.

1917 brach in Russland der Sturm der proletarischen Revolution in Europa
los. Doch der Verrat der Sozialdemokratie und die politische Unreife und
Schwäche des Kommunismus führten zur Isolierung der jungen Sowjetunion.

Das  Steckenbleiben  der  internationalen  Revolution  führte  auch  zu  einer
Verschiebung  des  sozialen  und  politischen  Kräfteverhältnisses  in  der
Sowjetunion. Eine politische Kaste, die Sowjetbürokratie,  konnte sich der
Errungenschaften  der  Oktoberrevolution  bemächtigen  und  die  politische
Macht  monopolisieren.  Ihr  Aufstieg  und  ihre  Machtergreifung  sind
untrennbar mit der politischen Degeneration der sowjetischen Innen- und
Außenpolitik  und  der  Kommunistischen  Internationale  (Komintern)
verbunden.
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Der Internationalismus der frühen Komintern und des Bolschewismus wurde
durch Stalins reaktionäre und utopische Politik des „Aufbaus des Sozialismus
in einem Land“ ersetzt.

Die Politik der Stalin-Bürokratie schwankte über ein Jahrzehnt lang zwischen
rechts-opportunistischen Positionen (z.B. in der chinesischen Revolution) und
ultra-linken  Phasen  (Sozialfaschismus-Theorie).  Selbst  nach  der
Machtergreifung der Nazis in Deutschland zeigten sich weder die KPD noch
die Komintern zu ernsthafter Selbstkritik fähig.

Stattdessen erfolgte ein krasser politischer Schwenk. War der Stalinismus bis
Mitte  der  1930er  Jahre  durch  das  Schwanken  zwischen  Reform  und
Revolution im Weltmaßstab gekennzeichnet, so erfolgte ab Mitte der 1930er
mit  der  “Volksfrontpolitik”  der  endgültige  Übergang  ins  Lager  des
Reformismus.

Gegen die Degeneration der Komintern hatte sich schon früh Widerstand
formiert. Doch nur die Linke Opposition um Trotzki verfolgte von Beginn an
ein  Programm  zur  Wiederherstellung  der  Komintern  auf  revolutionärer,
leninistischer Basis, was ihre Programmatik und ihr inneres Regime anging.

Die Linke Opposition

Trotzki ging es nicht in erster Linie um Kritik an Stalin, sondern v.a. um die
Verteidigung und Weiterentwicklung des politisch-programmatischen Erbes
der  Kommunistischen  Internationale,  insbesondere  deren  erster  vier
Kongresse.

„Die revolutionäre Politik kann nicht ohne revolutionäre Theorie entwickelt
werden. Es geht hier keineswegs darum, ganz von vorne anzufangen. Wir
stellen uns auf den Boden von Marx und Lenin. Die ersten Kongresse der
Kommunistischen  Internationale  haben  uns  ein  unschätzbares
programmatisches Erbe hinterlassen: die Charakterisierung unserer Epoche
des Imperialismus, d.h. des Niedergangs des Kapitalismus; die Natur des
zeitgenössischen Reformismus und die Methode des Kampfes gegen ihn; das
Verhältnis zwischen Demokratie und proletarische Diktatur; die Rolle der
Partei in der proletarischen Revolution; das Verhältnis zwischen der Partei



und  dem  Kleinbürgertum,  besonders  der  Bauernschaft  (Agrarfrage);  die
nationale Frage und der Kampf der Kolonialvölker für ihre Befreiung; die
Arbeit in den Gewerkschaften; die Politik der Einheitsfront; die Haltung zum
Parlamentarismus usw.; alle diese Fragen waren im Laufe der Arbeit der vier
Kongresse Gegenstand von Analysen und prinzipiellen Erklärungen, die in
keinem Punkt überholt sind.“ (Trotzki, 17.8.33)

Bis 1933 hatte die Internationale Linksopposition noch den Kampf für die
Gesundung der Kommunistischen Internationale ins Zentrum gestellt.  Der
Sieg des Faschismus zeigte dann jedoch, dass sie als Instrument zum Sturz
des Weltkapitalismus vollends verloren und nicht reformierbar war.

Nun wurde der Kampf für den Aufbau einer neuen, Vierten Internationale
aufgenommen.  Bei  aller  Verschiedenheit  der  Aufbauphasen und Taktiken
zieht  sich  ein  roter  Faden  durch  die  Politik  Trotzkis:  die  Verbindung
programmatischer  und  politischer  Unnachgiebigkeit  mit  taktischer
Flexibilität  (Blöcke  mit  nach  links  gehenden  Zentristen,  Entrismus  in
reformistische  Parteien,  Taktik  der  Arbeiterpartei  …).

Für die Vierte Internationale!

„Wie auch immer eine neue Internationale Form annehmen wird,  welche
Stadien sie durchlaufen wird, welche abschließende Form sie annehmen wird
– das können wir heute nicht voraussagen. Ja, es gibt keine Notwendigkeit,
das zu wissen. Das wird die Geschichte zeigen. Aber es ist notwendig, damit
zu  beginnen,  ein  Programm  zu  proklamieren,  das  den  Aufgaben  der
historischen Epoche entspricht. Es ist notwendig, Mitstreiter auf der Basis
dieses  Programms  zu  mobilisieren,  die  Vorkämpfer  einer  neuen
Internationale. Ein anderer Weg ist nicht möglich.“ (Trotzki, Writings 35-36,
S. 159)

Das  Programm,  so  Trotzki,  ist  die  Partei.  Es  ist  die  wissenschaftlich
begründete Zusammenfassung der bisherigen historischen Erfahrungen der
Arbeiterklasse. Es ist ein Programm, das von den objektiven Verhältnissen
ausgeht und daraus ableitet, welche Aufgaben die Arbeiterklasse hat, welche
Taktiken und Methoden die Avantgarde der Klasse anwenden muss, um die



Massen zum Sieg zu führen.

„Was  ist  nun  die  Partei?  Worin  besteht  ihr  Zusammenhalt?  Dieser
Zusammenhalt  ist  das  gemeinsame  Verständnis  der  Ereignisse,  der
Aufgaben; und dieses gemeinsame Verständnis – das ist das Programm der
Partei“, so Trotzki.

Ein solches Programm muss nach Trotzkis Auffassung von der objektiven
Lage ausgehen.

„Überall frage ich, was sollen wir tun? Unser Programm der objektiven Lage
oder der Mentalität der Arbeiter anpassen?“ (Diskussion zum Programm, S.
67)

Trotzki Antwort darauf ist eindeutig, ja kategorisch:

„Jetzt treten die Vereinigten Staaten in eine vergleichbare Lage (wie Europa;
die Red) ein, mit vergleichbaren Gefahren einer Katastrophe. Die objektive
Lage des Landes ist in jeder Hinsicht und sogar mehr als in Europa reif für
die sozialistische Revolution und für den Sozialismus, reifer als die jedes
anderen Landes der Welt. Die politische Rückständigkeit der amerikanischen
Arbeiter ist sehr groß. Diese ist der Ausgangspunkt unserer Aktivität. Das
Programm muss die objektiven Aufgaben der Arbeiterklasse eher ausdrücken
als die Rückständigkeit der Arbeiter. Es muss die Gesellschaft widerspiegeln
so wie sie ist, und nicht die Rückständigkeit der Arbeiter.“ (Diskussion zum
Programm, S. 57)

Trotzki  folgt  damit  dem  Gebot  von  Marx  und  Luxemburg,  dass
KommunistInnen ihre Ziele offen und klar darlegen müssen. Es geht darum
zu sagen, „was ist“ – was notwendig ist,  die Arbeiterklasse zum Sieg zu
führen.  Dazu  muss  sich  die  Avantgarde  der  Klasse,  müssen  sich  die
bewusstesten  Teile  des  Proletariats  in  einer  revolutionären  Partei
organisieren – auf Basis eines solchen Programms, das sowohl der Partei (der
Führung wie den Mitgliedern) als auch der Klasse die Überprüfung ihrer
Politik erlaubt (so wie auch die Partei im Lichte der Erfahrung ihr Programm
modifizieren wird).



Für Trotzki ist das Programm eine Anleitung zum Handeln, eine Anleitung,
die „Tageskämpfe“ der Arbeiterklasse, ja alle Formen des Kampfes gegen
Unterdrückung  und  Ausbeutung  mit  dem Kampf  um die  Eroberung  des
Macht  zu  verb inden .  Daher  knüpf t  er  an  der  Methode  der
Übergangsforderungen an,  wie sie  schon bei  Marx im “Kommunistischen
Manifest” erscheinen.

Auch  die  Kommunistische  Internationale  hatte  nach  dem  Abebben  der
Revolution nach 1918/19 begonnen, den Defensivkampf und die Abwehrfront
gegen Angriffe der Kapitalisten mit Übergangsforderungen zu verbinden, um
so eine Brücke zum Kampf für den Sozialismus zu schlagen.

Unter  Übergangsforderungen  verstehen  wir  Forderungen  wie
„Arbeiterkontrolle  über  die  Produktion”  usw.,  die  allesamt  in  Richtung
Schaffung von Doppelmachtorganen (Räte, Arbeitermilizen, Streikkomitees)
der Klasse weisen und auf Dauer mit  dem Fortbestand des Kapitalismus
unvereinbar sind.

Die  zentra le  Bedeutung  der  Übergangsforderungen  is t  im
Gründungsprogramm  der  „Vierten  Internationale“  klar  dargelegt.

Übergangsmethode

Ein  „Übergangsprogramm“  muss  sowohl  aus  aktuellen,  unmittelbaren
ökonomischen und politischen Forderungen,  aus Maximalforderungen wie
auch  aus  Übergangsforderungen  bestehen,  die  eine  Brücke  schlagen
zwischen  dem  aktuellen  Bewusstsein  der  Klasse,  das  vorwiegend
reformistisch oder  gewerkschaftlich  geprägt  ist,  und dem Kampf  um die
Macht.

Dieser neue Typ von Programm macht jedoch nur aus dem Blickwinkel der
sozialistischen Revolution Sinn. Für jeden Reformismus ist die Überwindung
von  Maximal-  und  Minimalprogramm  sinnlos,  da  die  Machtergreifung
ohnedies  nicht  angestrebt  wird.

Ebenso wenig macht es für Sektierer Sinn, die meinen, ohne Taktik, ohne die
Heranführung  und  Gewinnung  der  Massen  in  der  theoretischen  und



praktischen Konfrontation mit  Reformisten und Gewerkschaftsführern nur
durch  reine  „Kritik“  und  „Aufklärung“  die  ArbeiterInnen  gewinnen  zu
können.

Programm und Partei jedoch sind Kampfinstrumente, um die Führung der
Klasse zu erringen. Dazu ist ein taktisches Arsenal nötig, das den Kampf
gegen reformistische, kleinbürgerliche etc. Strömungen (einschließlich einer
Bündnispolitik gegen Imperialismus und Kapital) überhaupt ermöglicht.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt der Gründung der Vierten Internationale
war Trotzkis Bestehen darauf, dass die revolutionäre Partei von Beginn an
international aufgebaut werden muss. Jedes Warten nach dem Motto „Zuerst
nationale Parteien – danach internationaler Zusammenschluss” würde von
Beginn an die Gefahr der Nationalborniertheit beinhalten – und damit der
Wiederholung der nationalen Anpassung von Sozialdemokratie und
Stalinismus.

Die Gründung

Der Aufbau einer revolutionären Internationale ergibt sich also folgerichtig
aus  dem  Charakter  des  Imperialismus,  als  Niedergangsstadium,  als
Übergangsepoche vom Kapitalismus zum Sozialismus. Das Proletariat kann
zwar in einem oder einer Reihe von Ländern siegen – der Übergang zum
Sozialismus, zur klassenlosen Gesellschaft ist aber nur im internationalen
Rahmen  möglich.  Daher  ist  auch  die  internationale  Verbindung  der
revolutionären  ArbeiterInnen  von  Beginn  an  so  wichtig.

Die Vierte Internationale entstand im September 1938 als Organisation von
Propagandaorganisationen und kleinen Avantgardeparteien. Ihre Gründung
war aber trotz ihrer geringen Größe notwendig und korrekt. Ein weiteres
Hinauszögern der Gründung hätte nicht – wie Kritiker meinen – zu einem
späteren,  besseren  Start  mit  „mehr  Masse“  geführt,  sondern  Isolation,
Verwirrung und Schwäche der Avantgarde nur noch verstärkt.

Dass die Vierte Internationale nicht zur Massenkraft wurde, spricht nicht
gegen  das  Projekt,  sondern  eher  für  die  verstärkte  Schlagkraft  ihrer
politischen Gegner und die Fähigkeit des Kapitalismus, im Verbund mit dem



Stalinismus die Weltordnung nach 1945 auf dem Rücken der Arbeiterklasse
zu stabilisieren.

Eine  spätere  Gründung  der  “Vierten”,  ein  Warten  auf  das  Anwachsen
nationaler  Parteien  usw.  hätte  nicht  geholfen,  sondern  bestenfalls  zur
Wiederholung des Fehlers der sozialistischen Linken vor und während des
Ersten  Weltkriegs  geführt:  einer  verspäteten  fraktionellen  und
programmatisch  fundierten  Sammlung.

Die  “Vierte”  basierte  auf  einer  politischen  Perspektive.  Der  nahende
imperialistische Weltkrieg wurde korrekt vorausgesehen. Seine barbarischen
Konsequenzen wie der Holocaust wurden von Trotzki schon in den 1930er
Jahren erkannt.

Degeneration

Die Vierte Internationale ging davon aus,  dass der Krieg auch zu einem
Überfall Deutschlands auf die Sowjetunion führen und sich zeigen würde,
dass die Stalin-Bürokratie zur Verteidigung des Landes gegen Imperialismus
und kapitalistische Restauration unfähig wäre. Entweder, so Trotzki, würde
der Arbeiterstaat zerschlagen und der Kapitalismus wieder restauriert oder
aber – und dafür kämpfte die “Vierte” – eine politische Revoltion stürzt die
Bürokratie und bringt die Arbeiterklasse wieder an die Macht.

Zudem  sah  man  voraus,  dass  der  Krieg  mit  e iner  Reihe  von
Kolonialaufständen  gegen  den  britischen,  französischen  und  japanischen
Imperialismus einhergehen würde.

Ähnlich wie die InternationalistInnen im ersten Weltkrieg ging die „Vierte“
davon  aus,  dass  der  imperialistische  Krieg  von  einem  reaktionären
Völkergemetzel zu einem Bürgerkrieg gegen die imperialistische Bourgeoisie
transformiert werden könne und müsse.

Die  letzte  Phase des  Weltkriegs und die  unmittelbare Nachkriegsperiode
verdeutlichen  das  reale  revolutionäre  Potential  in  Europa  und  in  den
imperialisierten Ländern.



Doch entgegen Trotzkis Annahme konnte sich der Stalinismus behaupten und
sogar ausweiten. Das Überleben das Stalinismus und die Neuordnung der
imperialistischen  Welt  unter  Führung  der  USA  sowie  die  aufgrund  der
riesigen Kapitalvernichtung und massiven Niederlagen der  Arbeiterklasse
geschaffenen Voraussetzungen für einen ökonomischen Aufschwung führten
Ende der 1940er zu einer konterrevolutionären Stabilisierung der Weltlage.

Auf  diese  Änderung  der  Weltlage  war  die  Vierte  Internationale  nicht
vorbereitet.  Die  wichtigsten  ihrer  Führer  und  Sektionen  weigerten  sich
hartnäckig,  diese  neue  Situation  ernsthaft  zu  untersuchen.  Aus  der
Einschätzung  von  1938  wurde  ein  Fetisch  gemacht.

 

Konterrevolutionäre Stabilisierung

Deutlich zeigte sich das darin, dass ein weiterer Weltkrieg als unmittelbar
bevorstehend betrachtet wurde und die Zeichen für einen Aufschwung der
US-Wirtschaft und ihre hegemoniale Rolle negiert wurden (insbesondere von
der SWP in den USA).

Das Überleben und umso mehr die Expansion des Stalinismus desorientierten
die  „Vierte“  komplett.  Der  Bruch  Titos  mit  Stalin  und  die  unter  den
jugoslawischen Stalinisten von oben bürokratisch durchgeführte Enteignung
der  Bourgeoisie  und  die  Errichtung  eines  von  Beginn  an  degenerierten
Arbeiterstaates führte die „Vierte“ 1948 zur Anpassung an den Stalinismus.

Tito hätte aufgehört, ein „Stalinist“ zu sein. Daher wären dort eine politische
Revolution und der Aufbau einer revolutionären Partei nicht mehr nötig. In
anderen Ländern wurde den Anhängern Titos die Fusion angeboten.

Die Vierte Internationale erklärte Tito zum „unbewussten (!) Revolutionär“,
der entgegen seiner eigenen Absicht vom „objektiven Prozess“ (dem Druck
der Arbeiterklasse, der Zuspitzung und Krise der Weltlage) dazu gezwungen
worden  sei  (und  mit  ihm  der  stalinistische  KP-Apparat!),  den  Weg  der
proletarischen Revolution einzuschlagen.



Dieser heute sonderlich anmutende Bruch mit der Analyse des Stalinismus
wurde in den folgenden Jahren auch von den Abspaltungen der “Vierten”
nicht ausreichend analysiert und daher oft genug wiederholt.

Wenn der  objektive  Prozess  Tito  in  die  Arme der  Weltrevolution treiben
konnte, warum nicht auch solche Figuren wie Mao, Castro, Ben Bella, Nasser
oder Daniel Ortega? Warum sollte der “objektive Prozess”, wenn Stalinisten
„revolutioniert“  werden  konnten,  nicht  auch  an  Sozialdemokraten,  an
(klein)bürgerliche  Nationalisten,  an  der  Studentenbewegung,  der
Ökologiebewegung  etc.  Wunder  vollbringen?!

Der  Kampf  für  ein  revolutionäres  Programm  wurde  so  folgerichtig
zweitrangig. Wichtiger wurde die „Verschmelzung“ mit „Avantgarden“ – bei
Verzicht auf den Kampf ums Programm.

1953 zerbrach dann die Vierte Internationale und “existiert” heute nur noch
in Form vieler Splitter. Politisch hörte sie schon davor, am 3. Weltkongress
1951,  auf,  revolutionär zu sein,  als  die Politik  gegenüber Tito kodifiziert
wurde.

Die  diversen  „Vierten  Internationalen“  degenerierten  zu  zentristischen
Organisationen, die zwischen Reform und Revolution schwankten und über
die Jahrzehnte auch ein ansehnliche Mischung von opportunistischen, aber
auch ultra-linken Schwenks hervorbrachten.

Anders als der Zentrismus von Arbeiterparteien wie der deutschen USPD
oder  der  spanischen  POUM  konnte  sich  der  Zentrismus  der  Reste  der
“Vierten”  jedoch  jahrzehntelang  am  Leben  erhalten.  Warum?  Weil  die
“Vierte”  (anders  als  z.B.  die  USPD)  bis  auf  wenige  Ausnahmen von der
Arbeiterklasse isoliert blieb und es keine revolutionäre Organisation gab, die
den Zentrismus von Links bedrängt hätte.

Im  Gegenteil:  die  revolutionäre  Kontinuität  –  programmatisch,
organisatorisch, personell – zerriss nach 1951 – für inzwischen über sechs
Jahrzehnte! Der Grund dafür liegt darin, dass die verschiedenen subjektiv-
revolutionären  Gruppierungen,  die  sich  nicht  zuletzt  auch  in  Form  von
Abspaltungen  aus  diesem  oder  jenem  Fragment  der  “Vierten”  gebildet



hatten, unfähig waren, zu den Wurzeln des politischen und organisatorischen
Scheiterns der “Vierten” vorzudringen und sie aufzuarbeiten.

Dahinter  steht  eine  Leugnung  des  wissenschaftlichen  Charakters  des
Programms und der Notwendigkeit, revolutionäres Klassenbewusstsein “von
außen” in die Klasse zu tragen, wie es Marx und Lenin postuliert hatten.
Diese  Sicht  unterstellt,  dass  die  Klasse  aufgrund  ihres  „Arbeiterseins“
revolutionäres Bewusstsein spontan hervorbringen würde.

Schließlich gehen viele von einer Art „trotzkistischer Familie“ aus, die nur
wieder gekittet werden müsse, ohne dass ein programmatischer Neuanfang
nötig wäre. Inzwischen ist die Geschichte reich an prinzipienlosen Fusionen
und Spaltungen, die allesamt keinen Schritt aus dem Dilemma heraus geführt
haben.

Lehren

Ohne einen grundsätzlichen Bruch mit der zum Zentrismus degenerierten
„Vierten Internationale“ ist das revolutionäre Erbe Trotzkis, ist die Methode
des Übergangsprogramms nicht zu retten.

Dieses  Prinzip  des  “programm first”  war maßgebend für  die  Entstehung
unserer internationalen Tendenz, der Liga für die Fünfte Internationale (L5I)
bzw. ihrer Vorgängerin, der LRKI. Wir bestanden auf einer genauen Analyse
des  Scheiterns  der  “Vierten”,  der  Aufarbeitung  der  revolutionären
programmatischen  Errungenschaften  und  der  Neuerarbeitung  der
Programmatik.  Wir  bestanden  auf  dem demokratischen  Zentralismus  als
Organisationsprinzip und der Schaffung einer von Beginn an internationalen
Organisation.

Für die 5. Internationale!

Die Finanzkrise von 2008 und die aktuelle Krise Europas, die Revolutionen in
den arabischen Ländern und die Massenproteste in Südeuropa zeugen davon,
dass wir in einer revolutionären Periode leben, die von tiefen Krisen, großen
gesellschaftlichen  Erschütterungen,  massiven  sozialen  Angriffen,  von
vorrevolutionären  und  offen  revolutionären  Situationen  geprägt  ist.



Jeder Mensch, der sich ernsthaft darüber Gedanken macht, wie die Angriffe
von  Kapitalisten  und  Regierungen  gestoppt  werden  können;  alle,  die
imperialistische  Kriege  und  Besatzungen  beenden  wollen;  jeder
fortschrittliche  Mensch,  der  die  großen  Probleme  unserer  Zivilisation  –
Hunger, Armut, Umweltzerstörung – lösen will, wird feststellen, dass es zwar
immer wieder an vielen Orten Widerstand gegen die Herrschenden und ihre
Politik gibt, dass aber keine international koordinierte Bewegung existiert.

Dieser  aktuellen  Lage  versuchen  wir  als  kleine  internationale  Strömung
R e c h n u n g  z u  t r a g e n ,  i n d e m  w i r  u n s  u n t e r s c h i e d l i c h e n
Neuformierungsprozessen  der  Arbeiterklasse  zuwenden.

Schon vor Krisenausbruch 2008 begannen große Teile der Arbeitervorhut,
sich  neuen  ‚antikapitalistischen‘  Parteien  zuzuwenden  oder  hegten
Hoffnungen auf linksreformistische Kräfte als Alternative zu den neoliberalen
Parteien. Das zeigt,
dass  ArbeiterInnen  und  Jugendliche  nach  einer  politischen  Alternative
Ausschau  halten,  nach  antikapitalistischen  Parteien  und  Organisationen.

RevolutionärInnen müssen an der Seite dieser Militanten arbeiten. Das kann
Eintreten für die Bildung neuer Arbeitermassenparteien bedeuten, Eintritt in
eine  bestehende  Massenpartei  oder  Kampf  für  die  Einheit  mit
antikapitalistischen und sozialistischen Organisationen, die den Aufbau neuer
Parteien als Alternative zum Reformismus anstreben.

Aber die  Erfahrung lehrt,  dass solche Parteien durch die  Prüfungen des
Klassenkampfes nicht bestehen, sich als ungeeignet für die Herausbildung
einer  revolutionären  Führung  erweisen,  wenn  sie  sich  nicht  auf  einem
revolutionären Programm, auf revolutionärer Strategie und Taktik gründen.
In der augenblicklichen Lage werden linksreformistische Organisationen wie
Syriza  oder  zentristische  Organistionen  wie  die  NPA  schnell  auf  den
Prüfstand  des  Klassenkampfs  gestellt.  Die  Krise  mit  ihren  scharfen
politischen und wirtschaftlichen Wendungen prüft alle Programme in kurzer
Zeit,  enthüllt  nicht  nur  den  bürgerlichen  Charakter  des  Reformismus,
sondern auch die Sackgasse aller Bemühungen um Kompromisse zwischen
reformistischen und revolutionären Programmen und Strategien.



Sektionen

Deshalb  streiten  die  Sektionen  und  Mitglieder  der  Liga  für  die  5.
Internationale auf solidarische Weise für den Erfolg solcher Konstellationen,
z.B.  in  Pakistan  mit  der  Teilnahme  an  der  Awami  Workers  Party,  in
Deutschland am Aufbau einer neuen antikapitalistischen Organisation (NaO),
in Britannien durch die Arbeit in „Left Unity“.

Wir schlagen den antikapitalistischen, sozialistischen, kommunistischen u.a.
linken Organisationen dringend eine Debatte und eine Zusammenarbeit vor,
die  gemeinsam für  Klassenkampfmethoden in  der  Arbeiterbewegung und
demokratische  Koordinationen  des  Widerstands  gegen  Kürzungspolitik,
Krieg,  nationale  Unterdrückung,  Rassismus und Faschismus vorgeht.  Wir
schlagen gleichzeitig vor, dass jene Organisationen, die sagen, dass sie sich
für  eine  antikapitalistische  Alternative  zum  Reformismus  stark  machen
wollen,  sich  auf  Diskussionen  um  das  Programm  und  die  Organisation
einlassen,  die  die  Arbeiterklasse  brauchen,  um  sich  an  die  Spitze  des
Kampfes stellen zu können.

Darin, wie in allen anderen Interventionen lassen wir uns von Marx´ Aussage
leiten, dass es Kommunisten hassen, ihre Überzeugungen zu verschleiern.
W i r  s t e h e n  o f f e n  f ü r  e i n  r e v o l u t i o n ä r e s  P r o g r a m m  v o n
Übergangsforderungen.  Mit  Trotzki  erkennen  wir  die  erste  Pflicht  von
RevolutionärInnen an: die Wahrheit auszusprechen, „zu sagen, was ist“ und
v.a. zu sagen, was notwendig ist, um die Arbeiterklasse zu gewinnen: Eine
neue, 5. Internationale, eine Weltpartei der sozialistischen Revolution!

Ein  Artikel  von  Martin  Suchanek,  Neue  Internationale  182,
September  2013



Auf  einmal  mitten  in  einer
Bewegung  –  Massenproteste
gegen  Fahrpreiserhöhung  in
Brasilien
Ich bin kaum einen Monat in Sao Paulo und schon mitten in einer Bewegung
gegen die Fahrpreiserhöhung des öffentlichen Verkehrs in Sao Paulo. Die
Bewegung ist richtig gut, ich bin begeistert – aber zugleich empört über die
Repression und die Berichterstattung in den Medien. Deshalb habe ich mich
entschieden, diesen Bericht über die heutige Demonstration zu schreiben.

Es war heute, am 14. Juni, die dritte Demonstration, an der ich teilgenommen
habe. Die Bewegung gefällt mir – und sie wächst. Das erste Mal, als ich
teilnahm, kamen vielleicht 2.000 Leute. Das zweite Mal, letzten Dienstag,
8.000 und heute 15.000. Ich denke, die Bewegung hat eine gute Chance, die
Rücknahme der Erhöhung zu erreichen, denn die regierende PT (Partido dos
Trabalhadores, Arbeiterpartei) in Sao Paulo bekommt Probleme damit. Sie
hat die Bewegung unterstützt, als sie noch in der Opposition war. Heute
stellt sie den Bürgermeister und hat die Preiserhöhung selbst durchgesetzt.
Diese  Woche  hat  die  Jugend  der  PT  dazu  aufgerufen,  an  den
Demonstrationen teilzunehmen – gegen den eigenen Bürgermeister? Die PT
hat sich beeilt zu erklären, dass Mitglieder der Partei als „Einzelpersonen“
teilnehmen könnten.

Heute  waren  zwei  Fahnen  der  PT  in  der  Demo  zu  sehen.  Die
DemonstrantInnen antworteten darauf mit: „Raus mit der PT!“ und „Hey, PT,
fick dich!“ Außer der PT nahmen auch fast alle anderen bekannten linken
Parteien und Gruppen an der Demo teil.

Beginn der Protestwelle

Die Demo begann um 17.00 Uhr im Zentrum von Sao Paulo, vor dem Teatro
Municipal. Als ich ankam, war der Platz bereits brechend voll. Die Stimmung
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war  super,  kämpferisch,  entschieden,  aber  auch  diszipliniert.  Ich  war
begeistert. Nach über einer Stunde „aufwärmen“ – Sprechchöre rufen und
singen – ging die Demo los in Richtung Praca República, auch im Zentrum
von Sao Paulo gelegen. Alle waren gut drauf, die Leute winkten aus den
Fenstern der Büros und der Wohnungen. Das ist schon nicht mehr nur eine
Demo der Linken, das ist schon eine Bewegung. Es geht auch nicht mehr nur
um 20 Centavos (der Fahrpreis wurde von 3 Reais auf 3,20 Reais erhöht; ein
Euro = 2,6 Reais). Später habe ich mit einem Demonstranten gesprochen. Er
meinte  zu  mir,  die  20  Centavos  sind  „der  Tropfen,  der  das  Fass  zum
Überlaufen gebracht hat.“ So ist es bei vielen Bewegungen, sei es bei S21,
dem Arabischen Frühling oder jetzt in der Türkei. Es gibt viele Gründe, aber
den Anlass kennt man vorher nicht.

Ich rannte an die Spitze der Demo, um sie von vorn zu sehen. Ein tolles
Bild. Als die Demo an der Kreuzung zur großen Straße „Consolação“

kam, war es super voll. Vielleicht sogar mehr als 15000. Die Demo machte an
der Kreuzung halt, hielt eine Weile inne und rief Sprechchöre. Dann machte
sie sich auf den Weg in die „Consolação“.

Der Gouverneur des Bundesstaates Sao Paulo,  Alckmin (von der rechten
Partei PSDB), hatte bereits angekündigt, dass die Demonstration unterdrückt
werden  würde.  In  den  Zeitungen  war  zu  lesen,  dass  die  Polizei  „hart
durchgreifen“ werde. Als ich die Demo und die Masse sah, dachte ich noch,
die Polizei wird sich das nicht trauen. Aber weit gefehlt.

Ich habe schon viele Demos erlebt, in mehreren Ländern. Aber das heute
waren Szenen, wie ich sie aus dem Fernsehen aus Kriegen kenne. Als wir ein
Stück  gegangen  waren,  hörte  ich  die  ersten  Bomben  (die  Polizei  wirft
Bomben,  um die  Menschen zu erschrecken).  Ich dachte,  dass  wäre eine
Warnung. Aber direkt danach kam schon die Polizei von vorn und begann,
Tränengas zu verschießen.

Die Polizei hatte den Befehl, die Demonstration zu unterdrücken – und sie
machte ernst damit. Die Mehrheit der Demo floh von der Straße zu einer
Tankstelle an der Seite. Die Polizei beließ es nicht dabei und attackierte sie
auch dort noch mit Tränengas. Ein Teil, unter anderem ich, wollten zurück
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auf die Straße, um die Demo fortzusetzen. Wir kehrten zurück und riefen
Slogans. Die Mehrheit musste von der Tankstelle fliehen und rannte zum
nahegelegenen Platz, der „Praça Roosevelt“. Dann kam die Polizei auch von
hinten und attackierte weiter. Ich war noch auf der Straße, und das Gas
begann zu brennen. Ich wollte in die andere Richtung fliehen, als ich sah,
dass die Polizei auch von dort kam. Jetzt schossen sie Tränengas von allen
Richtungen.  Ich  drehte  mich  um und  blickte  auf  die  Straße.  Die  Leute
rannten in alle Richtungen, zwischen dem Rauch konnte ich die Menge auf
der anderen Seite der sehr breiten Straße erkennen. Ich blickte nach rechts:
Polizei; nach links: Polizei. Ich dachte: Was jetzt? Der einzige Ausweg war
der Platz auf der anderen Straßenseite. Ich begann zu rennen. Ich konnte
kaum noch etwas sehen, meine Augen tränten, der Mund brannte, ich konnte
kaum atmen. Ich musste unbedingt auf die andere Seite – koste es, was es
wolle. Also rannte ich.

Doch die Polizei war auch schon auf diesem Platz. Tausende Menschen waren
nun dort zusammengepfercht, es gab keinen Ausweg mehr – und die Polizei
schoss weiter Tränengas – und inzwischen auch Gummigeschosse.

Plötzlich spürte ich etwas an meiner Hand. Ein irrer Schmerz.  Nun erst
merkte ich, dass es ein Gummigeschoss gewesen war. Ich sah einen blutigen
Abdruck und fühlte meine Hand taub werden. Zum Glück hatte ich Wasser
für  mein  Gesicht  mit,  das  immer  noch  brannte.  Viel  Wasser.  Welche
Erleichterung!  Ich  schrie:  „Verdammt,  ist  die  Regierung  hier  von  der
Arbeiterpartei oder von einer faschistischen Partei?“ Ich bekam die Antwort,
dass die Regierung von der PT ist, was ich natürlich wusste.

Wir schafften es,  auf die andere Seite des Platzes zu fliehen, die Polizei
verfolgte uns. Doch mir passierte (außer einer Kontrolle auf dem Heimweg)
weiter nichts. Ich ging weiter mit ein paar anderen Leuten und zeigte meine
Hand einigen schockierten PassantInnen mit dem Hinweis, dass diese Bilder
nicht in der Zeitung kommen. Aber bald verließ mich der Mut, noch weiter zu
gehen, meine Hand schmerzte. Den Rest des Abends verbrachte ich in einer
Bar, wo im Fernsehen die restlichen „Kriegs-Szenen“ – live vom Helikopter
gefilmt – gezeigt wurden.



Vorbereitete Repression

Die  Medien  und  die  Politik  hatten  diese  Repression  wohl  vorbereitet.
Während der Demo letzten Dienstag war ich direkt vor einem der Busse, die
angeblich von den DemonstrantInnen angezündet worden waren. Doch ich
glaube das nicht. Wir liefen auf der Straße, als da plötzlich dieser einsame
Bus stand: verlassen, kein Fahrer, kein anderes Auto, nichts. Plötzlich fing
der Bus Feuer. Alle um mich herum waren schockiert und wir machten, dass
wir Abstand gewannen. Sofort war die Presse zur Stelle und lieferte die
entsprechenden Bilder.

Heute passierte solch ein Vorfall noch einmal. Als ich vor der Polizei floh, sah
ich  wieder  einen  Bus,  der  brannte.  Plötzlich  sah  ich  Rauch  vom  Bus
aufsteigen. Doch – der Rauch kam von innen. Es war niemand im Bus, der
das in diesem Moment gemacht haben könnte. Das waren nicht wir. Das war
vorher vorbereitet, das war die Polizei selbst.

Mittwoch  brachten  alle  Zeitungen,  dass  die  Demo  am  Dienstag  super
gewalttätig  gewesen  sei,  dass  sogar  ein  Bus  angezündet  und  Polizisten
angegriffen worden waren. Das Bild des brennenden Busses war groß in
allen Zeitungen. Am Donnerstag kündigte der Gouverneur Alckmin dann an,
dass  diese Demos nicht  mehr unter  die  Meinungsfreiheit  fielen,  sondern
„Vandalismus“  seien,  und  dass  er  das  nicht  weiter  zulassen  werde.  Der
Bürgermeister Haddad (PT) widersprach dem nicht und bestätigte, dass die
Polizei „angemessen“ gehandelt habe.

Ich habe keinen Zweifel daran, dass auch Leute an der Demo teilnehmen, die
sauer sind und Sachen kaputt schlagen, die ihren Frust raus lassen. Aber
einen Bus anzünden, bei einer Demo gegen die Erhöhung der Fahrpreise des
öffentlichen Verkehrs? Welchen Sinn sollte das denn für Demonstranten, ja
selbst für den verrücktesten Abenteurer machen? Ich sah aus nächster Nähe,
wie  die  Busse  Feuer  fingen  –  zwei  Mal,  ich  habe  an  der  Bewegung
teilgenommen, ich sah die Reaktion in den Medien, des Gouverneurs, und ich
war heute dort.

Die Regierung, sowohl der Stadt (PT) als auch des Staates (PSDB), wollen



diese Bewegung unterdrücken, bevor sie zu einem Problem wird. Aber sie
haben sich mit dieser Taktik heftig verzockt. Das Fass ist übergelaufen. Es
geht längst nicht mehr nur um die 20 Centavos.

 Ein Artikel von Rico Rodriguez, REVOLUTION-Stuttgart

Türkischer  Frühling  –  Taksim
den Arbeiter_innen,  Nieder  mit
Erdogan!
Seit fast einer Woche wird die Türkei von den größten Massenprotesten seit
mehr  als  einem Jahrzehnt  erschüttert.  Was  am vergangenen  Freitag  als
friedlicher Protest gegen den Bau eines Hotels am Taksim-Platz begann, ist
mittlerweile zu einer landesweiten Revolte gegen den Ministerpräsidenten
Erdogan und die regierende AKP geworden.  Mehr als  das:  die  aktuellen
Massenproteste in der Türkei schlagen Wellen weit über die Türkei hinaus.

Vom Protest am Gezi-Park …
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Als in der Nacht vom Sonntag, dem 26. Mai, die Bulldozer am Taksim-
Platz rollen, um im nahegelegenen Gezi-Park Bäume zu roden, formiert
sich der erste Protest. Der Park, der in Istanbuls Innenstadt liegt, soll einem
Neubau  weichen.  Er  soll  Platz  für  ein  Hotel  und  ein  Einkaufszentrum
schaffen, ein Symbol der AKP-Politik. Bereits jetzt wird prognostiziert, dass
mehr als 11 Einkaufszentren in Istanbul Fehlbauten sind. Trotzdem sollen
allein in den nächsten Jahren weitere 110 große Einkaufzentren errichtet
werden, davon insgesamt 80 in Istanbul und der Hauptstadt Ankara.

Für die Herrschenden sind sie ein Zeichen der „Modernisierung“ und des
wirtschaftlichen Aufschwungs. Für die arbeitende Klasse und viele Arme sind
sie ein Ausdruck der neoliberalen Politik der konservativ-islamischen AKP-
Regierung  unter  Erdogan,  von  dem  viele  behaupten,  er  wolle  sich
„Denkmäler“  mit  diesen  Bauten  schaffen.  Doch  der  Kompromiss  der
herrschenden Klasse mit Teilen des Kleinbürgertums und der Arbeiterklasse,
der  Wirtschaftswachstum  im  Gegenzug  für  politische  Ruhe  versprach,
scheint  nicht  länger  zu  halten.

Der  Krieg  gegen  die  KurdInnen,  das  brutale  Vorgehen  gegen  die
Arbeiterbewegung bei Streiks wie vor kurzem in der Tabakindustrie sowie
der immer schärfere Abbau von Pressefreiheit und demokratischen Rechten
war  der  Boden,  auf  dem  sich  türkisches  und  ausländisches  Kapital
bereichern. Bereits im vergangenen Jahr gab es immer wieder vereinzelte
Proteste – auch in nicht-kurdischen Gebieten – gegen diese Umstände.

Der Kampf um den Gezi-Park, der eine der wenigen Grünflächen Istanbuls
und darüber hinaus ein wichtiger Bezugspunkt für die Arbeiterbewegung im
türkischen Staat darstellt,  war daher Auslöser,  nicht Grund für aktuellen
Massenproteste.

… zur landesweiten Revolte

Die ganze Woche über gibt es immer wieder Auseinandersetzungen mit der
Polizei, die die Abholzung des Gezi-Parks mit allen Mitteln durchsetzen will.
Sie benutzt Pfefferspray, nutzt Knüppel und brennt Zelte nieder. Nach kurzer
Zeit kommen die DemonstrantInnen jedoch immer wieder zurück – mit mehr
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TeilnehmerInnen als  zuvor.  Zwischenzeitig  sah es  so  aus,  als  könne das
Vorhaben,  den  Gezi-Park  zu  roden,  gestoppt  werden,  nachdem
Parlamentarier  der  BDP,  einer  kurdischen  Partei  und  der  CHP,  der
nationalistisch-kemalistischen Oppositionspartei, nach der Baugenehmigung
fragten.

Doch  der  Schein  trügt.  Am  Freitag,  als  sich  bereits  über  5.000
AktivistInnen, v.a.  Jugendliche, im Park versammelt haben, greift  die

Polizei  an.  Die  Gewalt  ist  derart  massiv,  dass  nach  Aussagen  der
AktivistInnen Menschen sterben. Die Polizei verschießt gezielt Tränengas –
so  dass  die  Projektile  die  Köpfe  und  Unterleiber  der  DemonstrantInnen
treffen. Wasserwerfer, die mit Pfefferspray versetzt sind, werden eingesetzt.
Doch der Rubikon ist überschritten. Die Gewalt, die vom Erdogan-Regime
ausgeht, um den Park zu räumen, ist wie Öl im Feuer – es kommt zur sozialen
Explosion.

Der  Solidarisierungseffekt  ist  gewaltig.  Innerhalb  kürzester  Zeit  drängen
Massen von Menschen aus den Arbeitervierteln Istanbuls auf die Straßen,
insbesondere Jugendliche und Frauen sind in den ersten Reihen der Kämpfe
zu sehen. Auch Teile des Kleinbürgertums solidarisieren sich. Clubs bleiben
geschlossen, kleine Händler und AnwohnerInnen öffnen ihre Türen, um den
Verwundeten zu helfen – selbst ein bekannter Fernsehmoderator lässt seine
Sendung ausfallen und ruft offen zum Protest auf.

In stundenlangen Straßenschlachten, die von der Polizei mit unglaublicher
Härte  geführt  werden,  versuchen  die  DemonstrantInnen,  den  Park  zu
erobern und die verhasste Polizei zu vertreiben. So ist es ihnen am Samstag
möglich, den Taksim-Platz zurückzuerobern. Mittlerweile hat sich der Protest
auf  rund  70  Städte  ausgeweitet.  Auch  die  Forderungen  sind  radikaler
geworden.  Immer  öfter  hört  man Slogans,  die  den  Sturz  der  Regierung
fordern.

Doch auch die Gewalt seitens der Regierung nimmt zu. Auch wenn die Polizei
vom  Taksim-Platz  fliehen  muss,  verlagert  sie  den  Kampf  in  andere
Stadtviertel. Hunderte werden verhaftet, viele sind schwer verletzt. Erdogans
Ansprache war eine weitere Provokation, die klar machte, dass er keinen
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Kompromiss  schließen  will,  sondern  ein  offenes  Kräftemessen  mit  der
Arbeiterklasse provoziert.

„Marodeure, Terroristen und Extremisten“ nennt er die Menschen auf den
Straßen.  Er  hingegen  sei  ein  „Diener  des  Volkes“.  Kurz  bevor  er  seine
Auslandsreise antritt, lässt er zwar verlauten, dass untersucht werde, ob die
Gewalt der Polizei „unverhältnismäßig“ sei, für die politischen Forderungen
hat er allerdings nur Hohn übrig. Zu den Protesten am Gezi-Park sagt er
folgendes: „Ihr wollt Bäume? Ihr könnt Bäume haben. Vielleicht können wir
sogar welche in eure Gärten pflanzen.“ An dem Bau des Projektes will er
aber auch nach tagelangen Emeuten nicht rütteln. Zugute kommt ihm zwar
die Pressezensur und die Regierungstreue der meisten großen Medien, aber
bei dem Ausmaß, dass die Proteste zu diesem Zeitpunkt angenommen haben,
lässt sich nur noch wenig verheimlichen.

Falsche Freunde

Das  liegt  vor  allem  an  der  unglaublichen  Solidarisierung  mit  dem
Widerstand, der um sich greift. Auch den Informationsfluss kann Erdogan
nur begrenzt  stoppen,  will  er  nicht  das gesamte Internet  lahmlegen,  ein
Schritt, der eine „Alles oder Nichts“-Situation provozieren könnte.

Das wollen auch Andere nicht – allen voran die heuchlerischen PolitikerInnen
der USA und der EU. Nach Tagen blutiger Auseinandersetzungen beginnen
sie  anzumerken,  dass  die  Gewalt  „beunruhigend  sei“,  dass  die
„Verhältnismäßigkeit  eingehalten“  werden  müsste.  So  ließ  die  deutsche
Bundesregierung  über  die  Menschenrechtsbeauftragte  Löning  verkünden,
dass sie „die Entwicklungen in Istanbul und anderen Städten in der Türkei
mit Sorge“ verfolge. Die Meinungs- und Versammlungsfreiheit seien in einer
Demokratie „zentrale Grundrechte, die es zu wahren und zu schützen gelte.
Besonnenheit und Deeskalation auf allen Seiten“ seien das Gebot der Stunde.

Vor allem sehen sie die Gefahr einer Destabilisierung der Regierung, die
auch und besonders im Interesse der zentralen Imperialisten innerhalb der
EU-Privatisierungen und der neoliberalen Politik durchgesetzt werden. Nicht
die  Gewalt  des  Staates  an  sich  wird  verurtei l t .  Sondern  die



Unverhältnismäßigkeit, die zu massivem Widerstand geführt hat, werden mit
Sorge betrachtet.  Doch Ähnliches passierte auch in Deutschland bei  den
Protesten  in  Frankfurt ,  wo  mit  massiver  Pol izeigewalt  das
Versammlungsrecht  aufgehoben  wurde.

Aber auch innerhalb der Bewegung gibt es falsche Freunde, namentlich die
kemalistische Partei CHP. Sie mag zwar mit ihrem sekulären Anspruch als
progressive Alternative gegenüber der AKP und Erdogan erscheinen, sozial
gesehen ist diese Partei aber eine mindestens genauso große Bedrohung für
die Bewegung, wie die aktuelle Regierung. Denn die CHP ist konsequente
Verfechterin des Krieges gegen die kurdische Bevölkerung. Auch gegen die
Privatisierungen und die Politik der AKP im Namen des türkischen Kapitals
hat sie nichts einzuwenden, sie will sie nur auf anderem Wege erreichen –
kurz: sie will selbst die Politik für das Kapital machen, anstatt dies der AKP
zu überlassen.

Doch es gibt durchaus einen nicht unbedeutenden Fakt, der die CHP und die
AKP unterscheidet. Die CHP hat durchaus starke Verbindungen in das Militär
und die Generalität, die von der Beschneidung ihrer Befugnisse durch das
Erodgan-Regime sicher nicht erfreut ist. So lange sich der Protest also gegen
die AKP richtet, versucht sich die CHP als Opposition zu profilieren. Sollte es
allerdings  zum  Sturz  der  Regierung  kommen,  würde  sich  die  CHP
unmittelbar, an der Seite des Militärs an die Spitze des Staates drängen –
zumindest, wenn die Arbeiterklasse nicht selbst eine Alternative anzubieten
und zu erkämpfen vermag.

Ein  anderer  falscher  Freund  ist  der  türkische  Präsident  Gül.  Während
Erdogan die Polizei gegen die DemonstrantInnen brutal vorgehen lässt, diese
verhöhnt und jeden Kompromiss ablehnt, gibt sich Gül als der volksnahe
Präsident.  Er  kritisiert  die  Polizei,  fordert  zum  „Überdenken“  von
Regierungsmaßnahmen  auf  und  verklärt  sich  zum  Verteidiger  der
„Demokratie“. Davon sollte sich niemand täuschen lassen. Gül kommt nicht
nur aus derselben Partei wie Erdogan. Auch die Rollenteilung – hier der
„harte“ und „böse“ Erdogan, dort der „verständnisvolle“ Gül – wurde in den
l e t z t e n  J a h r e n  i m m e r  w i e d e r  g e ü b t ,  u m  P r o t e s t  g e g e n
Regierungsmaßnahmen  zu  unter lau fen ,  indem  durch  Gül



Kompromissbereitschaft signalisiert, die Maßnahmen der Regierung in der
Substanz aber trotzdem umgesetzt wurden.

Für einen Türkischen Frühling der ArbeiterInnen
und der Jugend!

Momentan ist die Bewegung in der Offensive, sie ist im Wachsen und erobert
Positionen. Doch schon bald wird sie an ihre Grenzen stoßen, wenn sie nicht
eine klare Perspektive und eine organisierte Gegenmacht aufzeigen kann, die
nicht nur Protest gegen die Polizeigewalt und die AKP darstellt,  sondern
beide auch ersetzen kann. Beides ist nicht mit Parteien wie der CHP, noch
mit den „UnterstützerInnen aus dem demokratischen Westen“ möglich.

Auch  wenn  die  Arbeiterbewegung  sowohl  organisatorisch,  als  auch
politisch  stark  zersplittert  ist,  so  bietet  die  aktuelle  Situation  eine
historische Gelegenheit, diese Schwäche zu überwinden.

So befinden sich  seit  Mittwoch,  dem 5.  Juni,  etliche  Gewerkschaften im
Streik  und haben zu Demonstrationen aufgerufen.  Es  ist  aber  unbedingt
erforderlich,  dass diese Streiks zu einem umfassenden und unbefristeten
Generalstreik ausgedehnt werden. Dass auch viele Gewerkschaftsbürokraten
das nicht wollen, ist nicht verwunderlich, aber kann gebrochen werden, sollte
die türkische Linke unmittelbar für Versammlungen in den Betrieben und
innerhalb der Streiks aufrufen,  die Streikleitungen wählen,  die der Basis
verpflichtet sind.

Das gleiche ist unbedingt in den Stadtbezirken notwendig. Die Bewegung
muss sich Organe schaffen, die sowohl dazu in der Lage sind, ihre Viertel
gegen die Übergriffe der Polizei zu verteidigen, als auch Diskussionen zu
führen  und  den  weiteren  Widerstand  politisch  zu  organisieren.  Ebenso
unerlässlich  ist  es  auch  für  die  Arbeiterbewegung,  unter  den  einfachen
Soldaten Propaganda gegen das Regime zu betreiben, sie aufzufordern, sich
nicht für Repression einsetzen zu lassen, und für Forderungen einzutreten,
die  einen  Keil  zwischen  sie  und  die  Generalität  treiben,  sowie  mit  den
sozialen und politischen Forderungen der Arbeiterklasse verbinden.

Damit  die  Bewegung  eine  Perspektive  hat,  braucht  sie  klare  politische
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Forderungen, die über jene nach Rückzug der Polizei  und demokratische
Reformen hinausgehen. Die mehr und mehr erhobene Forderung nach dem
Sturz Erdogans muss auch mit politischem Inhalt gefüllt werden – nämlich
mit der Frage, wer denn Erdogan ersetzen soll und mit welchem Programm.
Eine  CHP-Regierung  würde  nur  bedeuten,  vom Regen  in  die  Traufe  zu
kommen.

Ein politischer Generalstreik, um die Polizeigewalt zu stoppen, die Bildung
von  Räte-ähnlichen  Organen  in  den  Stadtteilen  und  die  Schaffung  von
Selbstverteidigungseinheiten,  wären  eine  wichtige  Basis  für  die  Bildung
einer  Arbeiter-  und  Bauernregierung,  die  sich  auf  diese  Organe  stützen
würde,  denn  eine  Verschärfung  des  Kampfes  und  ein  politischer
Generalstreik würden die entscheidende Frage aufwerfen, wer herrscht – die
türkische Bourgeoise oder die Arbeiterklasse. Die Beendigung des Krieges
gegen die KurdInnen, der Privatisierungswellen und der sozialen Angriffe auf
die  Arbeiterklasse  und  die  Mittelschichten  sind  auch  mit  einer  noch  so
demokratischen kapitalistischen Türkei  unvereinbar.  Auch die  Macht  des
Militärs lässt sich wohl unmöglich ohne revolutionäre Umwälzung brechen.

Sollte dies gelingen, sollte die Arbeiterklasse in der Türkei dazu in der Lage
sein, sich auf Grundlage eines revolutionären Programms zu einer Partei zu
formieren, dann würde das nicht nur die türkische Bourgeoisie hinwegfegen
und unterdrückten Völkern wie den KurdInnen die Freiheit  schenken. Es
wäre  auch  ein  mächtiges  Leuchtfeuer  für  den  Kampf  in  Europa  –
insbesondere in Griechenland – gegen die Krise. Im Nahen Osten wäre es ein
Vorbild dafür, wie die Macht einer herrschenden Clique gebrochen werden
kann.

Beteiligt Euch an den Solidaritätsdemonstrationen und Kundgebungen und
Protestaktionen  vor  den  türkischen  Botschaften  und  Konsulaten!  Die
Massenrebellion  in  der  Türkei  braucht  unsere  Solidarität!

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin



Blockupy  –  This  is,  what
bourgeois democracy looks like
Das Demonstrationsrecht wurde am 1. Juni zur Farce. Unter fadenscheinigen
Vorwänden  wurden  hunderte  GenossInnen  im  ersten  Block  der
Demonstration  nach  nur  einem  Kilometer  eingekesselt .  Die
Seitentransparente wären „zu lang“ und Sonnenbrillen, gar Regenschirme
wären zur Vermummung (!) mitgeführt worden. Andere wiederum sollen gar
einen Farbbeutel geworden haben.

Selbst  die  bürgerliche  Presse  fand  diesen  „Schutz  der  BürgerInnen“
„unverhältnismäßig“. Laut „Frankfurter Allgemeiner Zeitung“ – sicher keiner
großen  Sympathien  für  die  Linke  verdächtig  –  hätten  sogar  einige
Polizeibeamte  den  „Einsatz  nicht  nachvollziehen“  können.

Bei Blockupy gehört dieses Vorgehen offenkundig zur Norm. Während im
letzten Jahr die Blockaden untersagt, Hunderte festgehalten und auch kein
Camp zur Übernachtung genehmigt wurden, zeigte sich die Repression in
diesem Jahr an anderen „Schwerpunkten“. So wurden Berliner Busse mit
DemonstrantInnen 6 (!) Stunden lang bei der Anreise durchsucht und die
Flüchtlinge,  die  an  den  Aktionen  teilnehmen  wollten,  zur  Rückfahrt
gezwungen. Bei der Aktion gegen Abschiebungen am Frankfurter Flughafen
ging  die  Polizei  überaus  provokant  vor,  nachdem  zuvor  schon  die
Demonstration  im  Flughafen  auf  200  Menschen  eingeschränkt  wurde.

Warum die Provokation?

Viele  wundern  sich,  warum  wurde  dieses  Jahr  eine  kämpferische
Demonstration  mit  rund  15.000  TeilnehmerInnen  –  die  Hälfe  davon  aus
verschiedenen Spektren  der  radikalen  Linken (Interventionistische  Linke,
Ums  Ganze,  A3-Bündnis,  Migrantenorganisationen,  kommunistische
Organisationen,  darunter  Arbeitermacht  und REVOLUTION,  Gruppen aus
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dem  NAO-Prozess),  Gruppen  aus  dem  Spektrum  des  Reformismus
(Linkspartei,  attac,  Gewerkschaften)  –  nach  nur  rund  einem  Kilometer
gestoppt wurde?

Die Abschlussdemonstration „endete“ so nach kurzer Strecke, aber erst nach
vielen Stunden, weil sich die Bullen weigerten, den Kessel aufzulösen – und
weil sich 15.000 DemonstrantInnen weigerten, auf das „Angebot“ der Bullen
einzugehen,  auf  einer  anderen  Route  weiter  zu  ziehen,  und  die
Eingekesselten  nicht  im  Stich  ließen.

Dieser Akt der Solidarität und Einheit machte die Demonstration trotz der
Provokation und Repression zu einem politischen Erfolg. Die Polizei und mit
ihr die politischen Verantwortungsträger in Frankfurt und darüber hinaus
wollten Blockupy und allen, die am Aufbau eine kämpferischen Bewegung
gegen  das  kapitalistische  Krisenmanagement  arbeiten,  eine  Niederlage
zufügen.

1.  Sie  wollten  uns  spalten  in  „Friedliche“  und  „Krawallmacher“.  Damit
erlitten  sie  Schiffbruch.  Selten  wurde  ein  solcher  Versuch  von  den
DemonstratInnen  so  einhellig  und  entschlossen  zurückgewiesen,  als  sie
stundenlang ausharrten, Solidarität mit den Einkesselten zeigten und den
„Rest“ der Demonstration gegen heftige Polizei-Angriffe, gegen Pfefferspray
und Knüppel verteidigten.

2. Sie wollten DemonstrantInnen und AktivistInnen demoralisieren, in dem
die  Demonstration  nicht  nur  nicht  zum  Endpunkt  kommt,  sondern
ungeordnet auseinander strömt. Es sollte eine Gefühl der Ohnmacht,  der
Vereinzelung und des Misserfolgs erzeugt werden. Auch das gelang nicht,
weil  die  gemeinsame  Weigerung,  ohne  die  Einkesselten  nicht  weiter  zu
ziehen, ein Gefühl des Zusammenhalts und der Solidarität erzeugte, die weit
über Blockupy hinaus bedeutsam sein könnte.

3. Sie wollen zeigen, dass wir uns nicht wehren können – und doch haben wir
die  Demonstration  stundenlang  verteidigt.  So  hatte  die  Polizei  nach
mehreren  Stunden  Verhandlung,  die  Demonstration  „aufgelöst“  und  den
nach  dem  Kessel  folgenden  Abschnitt  mit  Pfefferspray  und  Knüppeln



angegriffen. Aber sie konnten das nicht durchsetzen. Die Ketten hielten – und
damit die Manifestation.

Dieser Ausgang führte dazu, dass Blockupy trotz unbestreitbarer Schwächen
letztlich  ein  politischer  Erfolg  wurde.  Wir  haben Solidarität  gezeigt,  wir
haben gezeigt, dass wir unser Demonstrationsrecht verteidigen wollen – und
auch dazu bereit und in der Lage sind.

Eine  weitere  Stärke  von  Blockupy  war  in  diesem Jahr,  dass  neben  der
symbolischen Blockade der EZB am Morgen des 31. Mai auch Aktionen in der
Stadt durchgeführt wurden. Zudem fand eine Demonstration am Frankfurter
Flughafen statt, um gegen das rassistische Abschieberegime der BRD und
der  EU  zu  protestieren.  Vor  Banken  und  Immobilienbesitzern  wurden
wichtige  Profiteure  der  Krise  gebrandmarkt.  In  der  Zeil,  eine  zentralen
Einkaufsstraße,  wurde  vor  Läden  gegen  die  Überausbeutung  der
ArbeiterInnen  in  den  Sweatshops  der  „Dritten  Welt“  protestiert  und
Solidarität mit Beschäftigten bekundet, die ihrerseits mit immer geringeren
Löhnen und immer mieseren Arbeitsbedingungen konfrontiert sind. Wir –
Arbeitermacht und REVOLUTION – beteiligten uns aktiv an diesen Aktionen,
v.a.  an  der  Blockade  von  Karstadt,  um  den  dort  Streikenden  unsere
Solidarität in der aktuellen Tarifrunde im Einzelhandel zu bekunden.

Aber auch die zentralen Schwächen von Blockupy, die wir schon in unseren
Beiträgen in der letzten Ausgabe der „Neuen Internationale“ (Strategische
Fragen der Bewegung; Wie radikal ist die „radikale Linke“?) angesprochen
haben, sind evident. Es fehlt an einer gemeinsamen, über die Aktion hinaus
gehende Kampfperspektive. Es fehlt sowohl an konkreten Forderungen wie
an  politische  Strategie.  So  ist  Blockupy  –  wie  auch  andere,  ähnlichen
Manifestationen – zwar in der Lage, in Deutschland 10 bis 20.000 Menschen
zu mobilisieren. Aber es ist bislang nicht fähig, eine dauerhafte Bewegung
aufzubauen, die mit den Arbeiterkämpfen in Südeuropa verbunden ist und
hier gegen die Angriffe von Kapital und Kabinett mobilisiert.

Angriff auf demokratische Rechte

Frankfurt hat hier gezeigt, dass die bürgerliche Demokratie im Kapitalismus



eine Schönwetterveranstaltung ist. Auch wenn die ökonomische Misere hier
längst nicht so ausgeprägt ist wie in Südeuropa, so zeigen selbst Tarifkämpfe
wie  jene  im  Einzelhandel  und  bei  Amazon,  dass  auch  hier  längst  nicht
Schluss ist  mit Angriffen auf die Arbeiterklasse, dass ein Billiglohnsektor
längst  etabliert  ist.  Auch  wenn  die  Gegenwehr  hier  –  nicht  zuletzt  mit
partnerschaftlicher Hilfe der Gewerkschaftsführungen – weit zurück blieb, so
verschärfen sich auch hier die Anzeichen einer weiteren Verschlechterung
der sozialen Lage nach der Bundestagswahl.

Diese  kommende  Verschärfung  des  Klassengegensatzes  und  die  sozialen
Zuspitzungen, die unvermeidlich auch Abwehrkämpfe hervorbringen werden
und  neue  Möglichkeiten  zum  Anschluss  an  eine  wirklich  europaweite
Bewegung,  sind der  herrschenden Klasse,  den KapitalistInnen,  wie  ihren
politischen und polizeilichen Funktionsträgern nur allzu bewusst.

Wenn es jetzt im gegnerischen Lager auch Kritik an der Polizei gibt, wenn
sich  kaum noch  ein  bürgerlicher  Politiker  findet,  der  das  Vorgehen  der
Polizei vollauf verteidigen will, so geht es ihnen aber v.a. darum, dass der
Polizeieinsatz ein „unerwünschtes“ Ergebnis hatte – die Solidarisierung auf
Seiten der DemonstrantInnen. Das ist, was bürgerliche PolitikerInnen und
Presse stört, wenn sie von einem „unverhältnismäßigen“ Einsatz sprechen.

Allerdings  steht  die  herrschende  Klasse  hier  vor  einem  Dilemma.  Die
DemonstrantInnen  gewähren  lassen,  kann  und  will  sie  erst  recht  nicht.
Welches „Signal“ wäre es schließlich, wenn die EZB einfach blockiert werden
könnte?, fragt ein Leitartikler in der FAZ. Der weitere Abbau demokratischer
Rechte, auf dass die bürgerliche Demokratie vollends zur Farce wird, ist zur
Durchsetzung  des  Krisenmanagements  des  deutschen  und  europäischen
Großkapitals,  zur  Lösung  der  EU-Krise  im  Interesse  des  deutschen  und
französischen  Imperialismus  unvermeidlich.  Wer  dazu  bereit  ist,
„Expertenregierungen“  in  Griechenland,  Italien  und jedem anderen Land
Südeuropas  einzusetzen,  um  die  Politik  von  Troika,  EU  und  EZB  zu
exekutieren,  der  macht  natürlich  auch  im  eigenen  Land  nicht  Halt  vor
weiterer Entdemokratisierung.

Der Polizeiapparat mag dabei in Frankfurt – vom Standpunkt einer möglichst



friktionsfreien  Herrschaftsausübung  betrachtet  –  über  die  Stränge
geschlagen  haben.  Das  ist  aber  nur  das  unvermeidliche  Resultat  der
Tatsache, dass ein autoritäreres Krisenmanagement noch mehr Befugnisse,
noch weniger Kontrolle über den polizeilichen Repressionsapparat erfordern
würde.

Es  ist  daher  von  größter  Wichtigkeit,  dass  wir  in  den  nächsten
Mobilisierungen den Kampf um die Verteidigung demokratischer Rechte mit
dem Kampf  um unsere  politischen  und  sozialen  Forderungen  verbinden.
Einschränkungen des Demonstrationsrechts,  willkürliche Durchsuchungen,
Schikanen  aller  Art,  Ausweitung  von  Polizeibefugnissen  und
Überwachungsmöglichkeiten  sind  letztlich  präventive  Akte  gegen  das
Entstehen organisierter  Gegenwehr.  In  der  imperialistischen Epoche und
zumal in einer Periode der historischen Krise des Kapitalismus wird selbst in
den reichsten Ländern die bürgerliche Demokratie mehr und mehr zu einer
leeren Hülle. Die Verteidigung demokratischer wie sozialer Rechte wird nicht
nur überaus dringlich, sie muss zugleich geführt werden im Rahmen einer
Perspektive, die über das bestehende kapitalistische System hinaus weist –
im Rahmen des Kampfes für den Sturz des Kapitalismus und die Errichtung
einer neuen, sozialistischen Gesellschaftsordnung.

Nach Blockupy ist vor Blockupy

In  jedem  Fall  müssen  solche  Fragen  nun  in  unserer  Bewegung  offen
diskutiert werden. Im Februar 2014 steht die Eröffnung der „neuen“ EZB in
Frankfurt an. Dort werden wir wieder und hoffentlich weitere Zehntausende
demonstrieren und blockieren.

Doch wir müssen uns diesmal anders vorbereiten. Die Frage der politischen
Ausrichtung  der  Bewegung,  ihrer  internationalen,  v.a.  europäischen
Koordinierung, wie von lokalen Handlungsstrukturen und Aktionskomitees ist
jetzt
akut. Im Herbst 2013 – möglichst rasch nach der Bundestagswahl – sollte
daher eine bundesweite Aktionskonferenz aller linken Organisationen und
Parteien, von Gewerkschaften, Blockupy-Bündnissen, Anti-Krisenbündnissen,
Solidaritätskomitees  mit  Südeuropa  usw.  organisiert  werden!  Einerseits



muss Blockupy 2014 eine internationale Massenaktion werden. Andererseits
muss es einen wichtigen Schritt zum Aufbau einer Bewegung in Deutschland
und einer internationalen Koordinierung über Blockupy hinaus leisten.

Ein  Gastartikel  von  Martin  Suchanek,  Arbeitermacht,  deutsche
Sektion  der  Liga  für  die  Fünfte  Internationale

Zanon: Die Fabrik ohne Chefs
Die  Arbeiter_innen  der  argentinischen  Keramikfabrik  Zanon  wurden
inmitten der Wirtschaftskrise von 2001 von der Schließung ihrer Fabrik
bedroht. Gegen die Angriffe von Seiten des Staates und der Kapitalist_innen
besetzten sie  die  Fabrik  und führen seit  inzwischen über  10 Jahren die
Produktion  unter  Arbeiter_innenkontrolle  weiter.  Seither  werden  alle
Entscheidungen in Versammlungen der gesamten Belegschaft beschlossen.
2009 wurde die Fabrik endgültig unter Arbeiter_innenkontrolle verstaatlicht.
Von Beginn an haben die Kolleg_innen ihren Kampf nicht isoliert betrachtet,
sondern Zanon zu einem Motor des Klassenkampfes gemacht. Denn „wenn
wir eine Fabrik betreiben können, können wir auch ein Land betreiben“.

Raúl  Godoy  war  einer  der  führenden  Köpfe  dieses  Kampfes  und
Generalsekretär  der  Gewerkschaft  der  KeramikarbeiterInnen  und  -
angestellten von Neuquén (SOECN). Heute teilt er den Parlamentssitz, den
die  Front  der  Linken und ArbeiterInnen (FIT)  im Abgeordnetenhaus  der
Provinz Neuquén gewonnen hat. Am 25. Mai kommt er nach Berlin.

Die Reise von Raúl Godoy findet in einer Zeit statt, in der die Angriffe der
herrschenden  Klasse  verschiedener  europäischer  Länder  auf  die
lohnabhängige Bevölkerung immer schärfer werden. Aus dem Widerstand
gegen  diese  Angriffe  sind  inzwischen  verschiedene  Erfahrungen  von
Selbstverwaltung und Produktion unter Arbeiter_innenkontrolle erwachsen.
Die Tatsache, dass sich ähnliche Erfahrungen wie die von Zanon in den am

https://onesolutionrevolution.de/zanon-die-fabrik-ohne-chefs/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2013/05/Zanon1.jpg


meisten von der Krise betroffenen Ländern Europas zu entwickeln beginnen,
zeigt, dass diese Erfahrung aufgearbeitet und verbreitet werden muss.

Aus diesem Grund befindet sich Raúl Godoy auf einer zweiwöchigen Reise
durch  Europa,  wo  er  Paris,  Barcelona,  Athen,  Thessaloniki  und  Berlin
besuchen  wird ,  um  s ich  mi t  kämpfer i schen  Sektoren  der
Arbeiter_innenklasse  und  der  Jugend  auszutauschen.  Besonders
hervorzuheben  sind  dabei  die  verschiedenen  Erfahrungen  der
Selbstverwaltung von Fabriken,  die  von Schließungen oder  Entlassungen
bedroht waren, wie zum Beispiel die Metallfabrik Vio.me in Thessaloniki.
Auch in Deutschland können und müssen wir davon lernen.

Wir von REVOLUTION untersützen diese Initiative und laden gemeinsam mit
der Gruppe Arbeitermacht, den Interbrigadas, der Marxistischen Initiative,
Red  Brain,  der  Revolutionären  Internationalistischen  Organisation,  der
Sozialistischen  Arbeiterstimme,  der  Sozialistischen  Initiative  Berlin  und
Waffen  der  Kritik  zu  der  Veranstaltung  ein.

Samstag, 25. Mai ab 18.00 Uhr im IG-Metall-Haus in Berlin in der
Alten Jakobstraße 149 (U-Bhf. Hallesches Tor)


